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Nr. 236. Mittag⸗ Ausgabe. 


Bierteljähriger Abennementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl 
Vorto 2 20 it um einer 


Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitun 


edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
en Beftelungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 22. Mai 1865. 


Preußen. 
0. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
54. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (20. Mai). 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find mäßig beſucht. Am Miniſter⸗ 
tiſch der Juſtizminiſter Graf — Lippe mit mehreren Commi aren. 

Präſident Grabow verlieſt einige Urlaubsgeſuche und läßt das Haus 
ſofort in die Tagesordnung eintreten, deren erſter Gegenſtand der Bericht 
über den Etat der Juſtiz⸗Verwaltung für das Jahr 1865 iſt. Der 
Referent, Abg. Krieger (Goldap) erinnert zunächſt daran, daß die Com: 
miſſion feinen Antrag auf Beſeitigung des 20,/pCt⸗Zuſchlages zu den Ge⸗ 
n ichtskoſten durch Abſetzung deſſelben vom Etat nicht angenommen babe, weil 
fie der Anſicht war, daß dieſe Abſetzung nach Annahme des Bering'ſchen 
Antrages, den Zuſchlag auf legislatoriſchem Wege Er beſeitigen, unthunlich 
ſei. Die Anſicht des Referenten wird auch vom Abg. John (Labiau) ge⸗ 
theilt und durch die ſtaatsrechtliche Ausführung des Unterſchiedes zwiſchen 
dem Etatsgeſetz und den Fanal motivirt. Zur Perfection und Be⸗ 
ſeitigung eines einzelnen Finanzgeſeßes gehören drei Factoren; aber dem 
Abgeordnetenhauſe ſtebe es bei ſeiner beſonderen Stellung in Budgetfragen 
ſehr wobl zu, von feinem Aich de Jahresbewilligungsrecht Gebrauch zu 
machen und durch einen Etatsſtrich den Zuſchlag von 6 Sgr. zu jedem Thaler 
Gerichtskoſten trotz des Bering 'ſchen Antrages im Etat für 1865 zu beſeiti⸗ 
gen. Ohne den Beſitz und die Anwendung dieſes Rechtes werde das Haus 
niemals die Kraft baben, die Steuerzahler in Wahrheit zu vertreten; werde 
es ihm beſtritten, fo müſſe es erworben werden. 

Zuftisminifter Graf zur Lippe: Das Etatsgeſetz hat zur Unterlage eine 
ganze Reihe einzelner Finanzgeſetze und auf dieſe hin wird der Etat errichtet. 
So lange alſo dieſe Unterlage des Etats, die Finanzgeſetze, in demjenigen 
— in dem ſie zu Stande gekommen ſind, nicht geändert werden, ſo lange 
müſſen fie als geſetzliche Grundlage für die de e geltend bleiben und 
anerkannt werden, und das Haus kann ſich dieſer Anerkennung nicht entzie⸗ 
hen, ohne die verfaſſungsmäßigen Rechte des anderen Hauſes und der Krone 
zu beein rächtigen. De lege ferenda kann die Theorie des Vorredners ber 
rechtigt ſein, de lege lata aber kann bei dem Budgeſetz nicht Umgang ge⸗ 
nommen werden von den Geſetzen, die in Beziehung auf die Staatseinnah⸗ 
men bereits feſtgeſtellt ſind. 

Die Poſition der Einnahmen wird genehmigt. 

Bei den Ausgaben beantragt die Commiſſion „600 Thlr. zur Erhöhung 
— Beſoldungen der Ober⸗Staatsanwalte bei dem Ober⸗Tribunal ab⸗ 
zuſetzen.“ 0 

Abg. v. Hennig: Nach der Ueberzeugung der Commiffton find die Ges 
ſchäfte der betreffenden Beamten nicht umfangreich genug, um eine Gechalts⸗ 
erböhung zu rechtfertigen. Unſere Staatsanwalte haben neuerdings durch 
ihre Wirkſamkeit in Preß⸗ und politiſchen Prozeſſen eine Stellung eingenom⸗ 
men, daß man jagen muß, fie vertreten nicht das öffentliche Intereſſe, ſon⸗ 
dern eine politiſche Partei. (Sehr wahr!) Nehmen Sie jedes Zeitungsblatt, 
und namentlich aus meiner heimatlichen Provinz, in die Hand, und Sie 
werden finden, daß jede liberale Aeußerung, wo es eben thunlich ift, verfolgt 
wird, während der anderen Seite freiſteht, zu thun und zu laſſen, was ſie 
will, jedes beliebige feudale Blatt ungeſtraft jede Lüge, jede Berlsumdung, 
jede Unwahrheit ausſprechen darf. Sie werden niemals leſen, daß deshalb 
eine Verfolgung eingeleitet wär. Nur fo iſt es möglich geweſen, daß in 
einem ſolchem Blatte die ſogenannte Erklärung von Wahlmännern erſcheinen 
konnte, das Haus der Abgeordneten urtheile nicht nach Recht, ſondeen nach 
politiſchen Parteirückſichten, deshalb würden jene Wahlmänner tünftig ich 
der Wahl enthalten. Schwerere Beſchuldig ungen und Verleumdungen wer⸗ 
den Sie niemals und von Niemandem gehört haben, und doch iſt nicht be⸗ 
kannt geworden, daß jenes Blatt verfolgt oder ſeine Verfolgung bei uns be⸗ 
antragt worden wäre. Ein zweites Beifpiel ift folgendes. Vor längerer Zeit 

ein ae Blatt eine Adreſſe, angeblich an den Präjiventen des 
Staatsminiſt 8, ausdrücklich die Majorität dieſes Hauſes als eine 
rn eidbrüchiger Menſchen bezeichnet wurde; dies Blatt, m. H., iſt nicht 
verfolgt worden. (Hört!) Wenn die Thätigkeit der einen Seite in ſo auf⸗ 
fallender Weiſe entwickelt iſt, während die der anderen vollſtändig lahm ge⸗ 
legt iſt, ſo muß man fragen, wie dies möglich ſein kann, und da kommt 
man zu der Antwort, daß dies natürlich iſt bei der Stellung der Staatsan⸗ 
wälte. Dieſe iſt bei uns eine gänzlich falſche, und daraus entſpringt dann 
eine falſche Handhabung der Pflichten der Staatsanwälte. Der Juſtizmi⸗ 
niſter kaun fie jeden Augenblick zur Dispoſition ſtellen. Dies iſt eine falſche 
Stellung, fie iſt entnommen der franböſiſchen Geſetzgebung und zwar einem 
Geſetzbuche, welches einem unbeſchränkten Despotismus Raum giebt, wo es 
ſich um Politik handelt, dem Code penal, In Frankreich ſind die Staats⸗ 
anwälte aus den Kronanwalten hervorgegangen, dieſe aber waren ganz 
ſelbſtſtändige Männer; wenn ſie entlaſſen wurden, ſo traten ſie in die Ad⸗ 
bolatur zurück, aus der fie hervorgegangen waren, das gab ihnen einen bes 
deutſamen Hintergrund und gab ihrer Stellung einen tiefen Ernſt. Lud⸗ 
wig XIV., bekanntlich der größte Autokrat, verlangte einſt von einem Kron⸗ 
anwalte, Ernſt Talon, die Einleitung einer Anklage, und als dieſer ſich wei⸗ 
gerte und zur Verantn ortung gezogen wurde, da antwortete der Kronan⸗ 
walt: „Für den Ruhm des Königs iſt es unerläßlich, daß wir freie Männer 
bleiben. Die Größe ſeiner Macht und die Würde ſeiner Krone finden ihren 
6851 Son den Charakter ⸗Eigenſchaften derjenigen, die ihm gehorchen.“ 

* rt! 

Ich möchte wünſchen, daß auch ein preußiſcher Staatsanwalt einmal ein 
ſolches Wort ſpräche, er 90 aber wohl ein frommer Wunſch bleiben 
(Heiterkeit), und ich werde vielleicht in den Fehler aller Wünſchenden ges 
fallen fein, welche ſich ftets ein möglichſt weites Ziel fteden. — Jerner, 
m. H., find bei uns die Staatsanwälte ausgerüſtet mit der ganzen Macht 
des Staates, die ganze Verwaltung ſteht hinter ihnen; dazu kommt, daß in 
einer durchaus ungerechtfertigten Meile den Staatsanwälten die Einſicht 
und der Eingriff in die Vorunterſuchung geſtattet ift, nicht aber dem Ver⸗ 
theidiger. Ebenſo ungerechtfertigt iſt die Stellung der Staatsanwälte bei 
den Gerichtähdfen, dort ſtehen fie den Alteften Räthen gleich, in coordinirter 
Stellung neben dem Präſidenten, letztere haben keine Disciplin über fie. 
Der Vertheidiger dagegen ſteht unter ihrer Disciplin. Alle dieſe eigenthüm⸗ 


lcchen und höchſt unglücklich gewählten Attribute der Staatsanwaltſchaft ent⸗ 


ſpringen aus der Verkennung der Verhältnſſſe. Es ift ein Irrthum, daß 
die Verfolgung der Verbrechen Verwaltungsſache ift, es ift — eigentlich 
Sache der Su Dazu kommt, daß die Privatanklage bei uns nicht ge 
ftattet { ’ i de 5 
alter ist, daß die Anklage Manopol der Staatsanmalte iſt. Die Folgen 
BR ausgeblieben. In Kurzem wird uns eine Petition beſchäftigen, in 
28 er ſich ein Magiſtrat beſchwert, daß der Staatsanwalt fi geweigert 
habe, ein teactionäres Blatt zu verfolgen, und fo viel ich weiß, bat der 
Herr Juſtizminiſter auch erklärt, es fei fein Grund zur Erhebung der An- 
klage dorbanden. Das Monopol führt dahin, daß das Recht aufbört und 
daß die Partei, welcher der Staatsanwalt angebört — und der Juſtizmini 
ſier erkundigt ſich ja immer vor der Anſtellung danach — Alles er 
darf (ſehr richtig! Sehr wahr), während die Gegenpartei der draconiſchen 
Preßgeſetzgebung und ibrer Auslegung durch unſete jetzigen Richter unter ⸗ 
worfen iſt Sie können in den zweifelhaften Fragen, von zehn Rechtsver 
ſtändigen hören „das kannſt du ruhig drucken laſſen“ und hinterher wird 
doch die Anklage erhoben . Ich bin ſelbſt in dem Falle. Gegen 
unſerer 17 Abgeordneten iſt die Anklage erhoben worden, weil wir eine 
b haben, und Sie ſelbſt haben uns ja von dem 
Termin für den Lauf der Seſſion befreien müſſen. Wir haben auch dei 
vielen Rechtsverſtändigen vorher den Inhalt prüfen laſſen und bon dieſen 
ruhigende Zuſicherungen erhalten. Und warum ſind wir in Anklagezu⸗ 
ſtand berſetzt worden? Weil wir beſtritten haben, daß das jetzige Miniſte⸗ 
rium die Kreisordnung verbeſſern könne (Heiterkeit). Nun hat ja aber die 
Regierung ſelbſt bei Gelegenheit des Letteſchen Antrages auf Erlaß einer 
Kreisordnung erklärt, fie könne oder wolle die Kreisordnung nicht ver⸗ 
deſſern, und doch ſind wir, weil wir daſſelbe ſagten, in Anklageſtand ver⸗ 
ſetzt worden (Heiterkeit). Es ift eine übele Praxis der Gerichte, daß die 
Richter ſagen, mag die Anklage erhoben werden, wenn der Mann unſchul⸗ 
99 iſt, wird er freigefprocen werden; ja die Stellung unter Anklage iſt ins 
de = eh —— ich u ich kran) 1 bal 
eſe Behauptung mu trotz ihres Widerſprüches aufrecht erhalten. 
enn ich nun bewieſen zu haben 55 e e der Staats⸗ 


anwälte eine falſche ift, jo muß ich hinzufügen, daß unter dem jetzigen Juſtiz⸗ſehe ich 110 zu der E 
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miniſter die Stellung noch ſchlechter geworden iſt, wie ſie war (ſehr wahr!). 
Wem anders darf ich Schuld daran geben, als dem Chef der Juſtiz (ſehr 
richtig!), er kann die Staatsanwälte jeden Augenblick entfernen. Aber die 
Regierung läßt ſich ja ſelbſt Ausſchreitungen zu Schulden kommen; leſen Sie 
die Amtsblätter (ſehr wahr!), jeder Angriff auf das Haus iſt ungeſtraft ge⸗ 
ſtattet. Darum, m. H., tbun Sie das hrige, daß die Stellung der Staats: 
anwälte nicht noch angenehmer werde, daß ſich nicht immer mehr und freu⸗ 
diger junge Streber finden, welche den Wünſchen und Winken des Juſtiz⸗ 
miniſters entgegenbarren. Sorgen Sie nicht dafür, daß dieſe Stellung, die 
ohnehin ſchon qünſtig genug iſt, fo übermäßig bezahlt wird. Ein Staats⸗ 
anwaltsgehilfe ſtebt ſchon ſo wie der Kreisrichter, ein Staatsanwalt wie ein 
Rath, der Oder⸗Staatsanwalt wie der älteſte Rath, oder — er kann ja auch 
Juſtizminiſter werben. (Lebhafte Heiterkeit.) Alſo, m. H., ſorgen Sie 
nicht dafür, daß die Stellung der Staatsanwälte verbeſſert werde, nehmen 
Sie den Antrag der Commiſſton an. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Hahn (Ratibor): Erlauben Sie mir das Wort auch gegen den 
Antrag (links: jal), die Ausführungen des Votredners machen eine Erwide⸗ 
rung unerläßlich. Nach der ſoeben gehörten Rede tritt es klar zu Tage, daß 
dem Antrage Ihrer Commiſſion nicht ſachliche, ſondern perſönliche politiſche 
Motive zu Grunde liegen. Herr v. Hennig hat ſich weitläuftig ausgelaſſen 
über Organiſation und Mängel in der Belegung der Staatsanwaltſchaft. 
Mann ſollte indeſſen doch ſolche Urtheile nicht ohne Kenntniß der Strafgeſetze 
und Strafprozeßordnung ausſprechen. Dieſe kann man freilich don einem 
Nichtjuriſten nicht verlangen, aber ich hätte doch erwartet, daß ſich Herr 
v. Hennig von einem der vielen Juriſten, die mit ihm in einer Fraction 
ſitzen, hätte informiren laſſen. Die Beiſpiele, die Herr v. Hennig anführte, 
ſind ſchief und nicht zutreffend; überdies hat Herr v. Hennig ſelbſt geſagt, 
einzelne Beiſpiele beweiſen nichts, und wir haben ja geſtern gehört, daß er 
felbft Beiſpiele 3 die er nachher als unzutreffend bezeichnet hat. Er 
hat uns zwei Preßprodukte angeführt und ſich gewundert, daß dagegen nicht 
eingeſchritten iſt. Wenn ihm der $ 103 des Strafgeſetzbuches bekannt wäre, 
ſo müßte er wiſſen, daß eine ſolche Anklage von einem vorhergehenden An⸗ 
trage abhängig gemacht werden muß, ſie kann von dem Staatsanwalt nicht 
provocirt werden. Dadurch iſt das, was Herr v. Hennig beweiſen wollte, 
alſo nicht bewieſen. Möge aber die Staatsanwaltſchaft noch ſo viele Män⸗ 
gel haben, mögen Ibre Angriffe begründet fein, fo iſt der Commiſſionsantrag 
doch nicht zu rechtfertigen. Der Antrag ſteht nicht vereinzelt da, er ſteht viel⸗ 
mehr im Zuſammenhange mit der von Ihnen angeregten Erhöhung der Ber 
amtengehalte aller Kategorien, bei dieſer Klaſſe nun ſetzen Sie aber Ihre 
Antipathien gegen die Staatsanwalte über Ihre eigenen Anträge. Wollen 
Sie die Organifation der Staatsanwaltſchaft ändern, fo werden Sie das das 
durch nicht erreichen, daß Sie ſämmtlichen Ober⸗Staatsanwalten der Mo⸗ 
narchie im Durchſchnitt eine Gehaltserhöhung von 50 Thlr. jährl. abſtreichen. 
Lehnen Sie den Commiſſionsantrag ab. £ 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Sydow: Die Poſition, um die es ſich hier 
handelt, iſt keine neue, erſt in dieſem 5 auf den Etat gebrachte, ſondern 
ſie iſt hier bereits in den Etatsentwürfen der Jahre 1863 und 1864 erſchie⸗ 
nen, ſie ſtand damals nur mit anderen Poſitionen, welche die Beſoldungs⸗ 
erhöhung der Beamten der zweiten und dritten Klaſſe betreffen, auf einem 
anderen Etat, nämlich dem des Finanzminiſteriums, und ſie iſt damals in 
der Commiſſion und im Haufe völlig unbeanftandet geblieben. — Die Ober 
ſtaatsanwälte beim Obertribunale haben mit einer Verfolgung, die von ib» 
nen ausgeben ſoll überhaupt nichts zu thun. Das Obertribunal befaßt ſich 
lediglich mit Entſcheidung von Rechtsfragen in Beziehung auf die Staats⸗ 
geſetze, und die Oberſtaatsanwälte geben hierbei nur dasjenige Gutachten 
ab, was den Vertretern der offentlichen Ordnung die beſtehenden Geſetze an 
die Hand geben. 

Abg. Lasker: Ich glaube, der Abg. Hahn hat ſich nur zum Wort gemeldet, 
um dem Abg. v. Hennig 8 daß er nicht huriftifce Kenntniſſe ges 
nug beſitze, um über dieſe Angelegenheit zu urtheilen, und er hat ihm na« 
mentlich entgengehalten, daß eine Verfolgung wegen Beleidigung der Kam: 
mer nicht eintreten könne ohne deren Antrag, weil dieſer Berfolgung das 
Geſetz entgegenſtehe. Wenn ich nicht irre, iſt der Abg. Hahn felbit Staats: 
anwalt geweſen, der aus dieſer Stellung heraus Carriere gemacht bat. Man 
hätte alſo annehmen müſſen, daß er wenigſtens eine fo allgemein bekannte 
Geſetzesbeſtimmung kennen müßte. (Hört! Hört!) Ich traue dem Abg. 
Hahn genug juriſtiſchen Verſtand zu, daß er ſehr wohl die Beſtimmungen 
des § 103 ſich auszulegen vermag, und daß er wiſſen müßte, daß, wenn 
eine Beleidigung gegen die ganze Kemmer gerichtet iſt, die Kammer nur 
die Ermächtigung zur Verfolgung des Beleidigers zu ertheilen hat, wäh⸗ 
rend der erſte Angriff von der Staatganwaltſchaft ausgehen muß. (Hört! 
Hört!) Wenn Beamten, die ſolche Carriere machen, dieſe Stelle des Straf⸗ 
geſetzbuches jo unbekannt iſt, daß ſie ihren Gegnern ſolche Vorwürfe machen, 
wie hier geſchehen, was haben wir dann im Allgemeinen von den Staats⸗ 
anwälten zu erwarten? (Sehr richtig!) Ich meine, der Paragraph, der 
die Verfolgung wegen Beleidigung der Kammer betrifft, iſt dem Staats⸗ 
anwalt unbekannt, weil er ganz außer Praxis iſt, denn ſeine Vorge⸗ 
etzten geſtatten je die Verfolgung von Amts wegen nicht. Die Aus⸗ 
führungen des Abg. v. Hennig ſind von der gründlichſten Sachkenntniß ge⸗ 
tragen, und es würde dem Abg. Hahn nicht gelungen fein, fie in irgend 
einem anderen Punkte anzugreifen; fie beruhen auf den gründlichſten Studien 
des Profeſſors v. Holzendorff, und der Abg. v. Hennig dat noch nicht das 
traurigſte Bild von der Lage gegeben, in der ein Verfolgter ſich befindet. 
Leider iſt jetzt in Preußen ſo ein Verfolgter, wie ein gehetztes Wild, und 
wenn Sie Gelegenheit gehabt daben, die Lage eines Menſchen kennen zu 
lernen, der eines ſchweren Verbrechens angeklagt iſt, der lange in Haft iſt, 
ohne zu wiſſen, was gegen ihn vorliegt, ſo werden Sie ſehen, daß das In⸗ 
ſtitut der Staats anwaltſchaft durchaus untauglich iſt. 

Zu einer Aenderung der Geſetzgebung gehört auch die Zuſtimmung der 
Regierung, und zu einer folchen werden wir nicht kommen, da wir von die⸗ 
ſer Regierung eine ſolche Zuſtimmung nicht zu erwarten baben. Unſere 
Aufgabe beim Budget iſt es, einmal die Mängel in der Staatsverwaltung 
aufzudecken, zweitens bei jedem einzelnen Poſten zu prüfen, ob derſelbe zum 
Nutzen des Staates verwendet wird. Wir bewilligen die Staatsgelder zu 
dem Zweck, daß fie zum Nutzen des Staates dusgegeben werden. Kindern 
ſagt man, daß fie die Rule kuſſen follen, die fie ſchlägt, aber einem Volke 
ſollte man das nicht ſagen. Wenn die Staatsanwaltſchaft nach dieſer Rich⸗ 
tung hin benutzt wird, ſo iſt es unſere Pflicht, jede für ſie beantragte Be⸗ 
willigung zu ftreichen. (Bravo!) 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Der Abg. v. Hennig hat das Inſti⸗ 
tut der Staatsan waltſchaft angegriffen und der letzte Redner hat dieſe Ans 
griffe wiederholt. Die S:aatsanwaltſchaft hat die Pflicht, Verbrechen und 
Vergehen im öffentlichen Intereſſe zu verfolgen. Es iſt dies eine ſehr ſchwere 
Verpflichtung, und man ſollte ſich wohl hüten, allgemeine Beſchuldigungen 
ohne genügende Detailirung gegen die Ausführung ſolcher Perſonen zu rich⸗ 
ten. Was ſpeziell den Fall betrifft, daß wegen Angriffen gegen biefes Haus 
keine Ermächtigung zur Verfolgung derſelben extrabirt wurde, fo muß ich 
mir zu bemerken erlauben, daß ich früher beim Präſidenten dieſes Hauſes 
wiederholt Schriftſtücke beleidigende Natur niedergelegt und ihm anheimge⸗ 

eben babe, die Berechtigung zur Verfolgung der Beleidiger zu extrabiren. 
Dieſe Schriftüde find mir jedesmal mit der Erklärung zurückgegeben worden, 
daß das Haus keine Verfolgung wolle, weil es erhaben über ſolche Angriffe 
ſei Wenn das conftante r is des Hauſes ift, wozu ſoll das Schreibe ⸗ 
werk noch vermehrt werden? Der letzte Redner hat noch einen Angriff on 
alle Staatsanwälte geſchleudert, indem er gefagt hat, ein wegen eines Ders 
brechens Angeklagter ſei wie ein gehetztes Wild. Es wird nach dem Geſetze 
N und es iſt unwahr, wenn die Behauptung aufgeſtellt wird, er 
wiſſe nicht, was gegen 12 vorliege; er weiß es wohl, denn er wird darüber 
fofort vernommen (Ruf links: Polen, Polen !). Auch bei den Polen ift der 
Grund der Anfhuldigung in der Verfügung angegeben worden. .! 68 
ift kein gutes Zeichen, wenn bier fo heftige Anſchuldigungen ohne Begrün- 
dung ausgeſprochen werden, und ich habe meinerſeits entſchiedene Verwah 
rung dagegen einzulegen. Allerdings hat bei dieſer Poſition nicht entnom⸗ 
men werden können, weshalb die Commiffton dieſelbe nicht genehmigt hat; 
der Abg. v. Hennig hat dieſe Gründe geſagt. M. H.! Ich muß Sie bitten, 
ſich von ſolchen Grunden nicht beſtimmen zu laſſen, ſolche Vota abzugeben, 
wie die Commiſſion beantragt. 


Präſ. Grabow: In Folge der Aeußerung des Hrn. Juſtizminiſters 
9 — veranlaßt, daß ich mich 10 einzigen 


Falles entſinne, in welchem der Juſtizminiſter die Genehmigung wegen einer 
Verfolgung beantragt hat Nie in meinem Leben werde ich, wenn ein An⸗ 
trag für das Haus eingebracht iſt, ſelbſt entſcheiden, ich habe vielmehr den 
betreffenden Antrag zu Ihrer Entſcheidung gebracht. Was war es aber für 
ein Antrag? Ein Witzblatt, „Der kleine Reactionär“, hatte ſich herausge⸗ 
nommen, einzelne Namen aufzuſtellen, welche, wenn man fie im Zuſammen⸗ 
hange las, den Sinn ergaben, „die Abgeordneten ſind Schufte.“ ch habe 
mich deshalb veranlaßt gefühlt, zu erklären, daß es unter der Würde des 
Hauſes ſei, einem ſolchen Blatt gegenüber einen Antrag auf Verfolgung zu 
ſtellen. Niemals aber hat der N izminiſter einen 1 geſtellt, wo das 
Haus in feiner Würde in den officidſen und offieiellen Blättern 115 

wurde. Ich würde mich wegen der Ehre des Hauſes veranlaßt gefühlt ha⸗ 
ben, zu beantragen, daß die Verfolgung eintrete. Das habe ich im Intereſſe 
der Ehre des ganzen Hauſes dem Hrn. Juſtizminiſter zu ſagen. (Lebhafter 


Beifall.) 

Abg. v. Hennig: Der Hr. Juſtizminiſter bat ſelbſt anerkannt, daß er 
nur „früher“ ſeine Pflicht gethan hat. Aber dadurch, daß das Haus in 
einem einzelnen Falle die Verfolgung ablehnt, iſt er feiner Pflicht nicht ent⸗ 
hoben. (Sebr richtig!) Wenn der Hr. n ſagt, es wurden hier 
unbegründete Beſchuldigungen ausgeſprochen, ſo muß ich erwidern, daß je⸗ 
der Sperling auf dem Dache es weiß, daß unter ſeiner Verwaltung die Ju⸗ 
ſtiz zurückgegangen iſt. Dem Abg. Hahn habe ich nichts zu erwidern, nach⸗ 
dem ihm der Abg. Lasker geantwortet hat. Ich glaube, er wird ſich in Zur 
kunft beſſer vorſehen, ehe er gegen Mitglieder dieſer Seite des Hauſes den 
Vorwurf der Unkenntniß und Unwiſſenheit wieder ausſpricht. Wir, m. H., 
probiren zwar Abends vorher in der Fraction nicht die Zündhölzchen, die 
am Tage darauf nicht brennen wollen; aber wir überlegen ganz genau und 
gewiſſenhaft, was wir ſagen. Unwiſſenheit iſt wahrlich nicht die 1 
welche die Fortſchrittspartei charakteriſirt, fie hat — ich darf es wohl jagen, 
da ich dabei an mich nicht denken darf — Kenntniſſe und Talente, und in 
dieſem Falle hat es ſich herausgeſtellt, daß nicht ich, ſondern der Abg. Hahn 
der Unwiſſende iſt. (Hört!) (Nachdem der Redner eine Epiſode aus dem 
Polenprozeß, deren Zeuge er war, erzählt hat, ſchließt er mit den Worten): 
Es iſt wirklich ſo weit, daß man ſagen kann: Das Volk trauert über den 
Verfall der Juſtiz! (Lebhafte Zuſtimmung). 

Abg. Hahn men: M. H.! Ich will nicht weiter auf die Perſo⸗ 
nalien eingeben, ſondern nur auf den Vorwurf der Unkenntniß Einiges er⸗ 
widern. Was der Abg. Lasker bemerkt hat, bin ich in der That ſo be⸗ 
ſchränkt, nicht vollſtändig verſtehen zu können. Ex giebt zu, daß bei einer 
Beleidigung der einzelnen Mitglieder dieſe die Verfolgung nachſuchen müfien ; 
nun, m. H., wenn die Majorität dieſes Hauſes beleidigt wird, ſo liegt ja 
vollſtändig derſelbe Fall vor; denn die Majorität beſteht ja aus einzelnen 
Mitgliedern. (Schallende Heiterkeit.) M. H.! Ich kann Ihre Heiterkeit recht 
gut ertragen. — Der Abg. Lasker hat ſeinem Freunde v. Hennig das Zeug⸗ 
niß, daß er vollkommen gut unterrichtet ſei, qusgeſtellt und hinzugefügt, ich 
würde nicht im Stande ſein, ihm u} nur eine einzige Unwahrheit nachzu⸗ 
weiſen. Mir find die Details dieſer Rede nicht mehr gegenwärtig, indeſſen 
will ich wenigſtens eine Uyrichtigkeit anführen. Herr v. Hennig Hat geſagt, 
die Angeklagten würden, wenn ſie nicht erſchienen, in eontumaeiam als ger 
Run 5 * u das gilt aber blos von Schwurgerichten und hat bei dieſen 
keine Bedeutung, weil, wenn fie ſpäter erſcheinen, das Verfahren wieder aufs 

enommen wird. Bei Beleidigungsprozeſſen gilt es nicht. Schließlich muß 
ich bemerken, daß, wenn auf die Schrift des Profeſſors v. Holtzendorff Bezug 
enommen würde, es wohl billig geweſen wäre, neben dem, was er als 

chattenſeiten anfieht, auch das, was er als Lichtſeiten bezeichnet, anzuführen. 
Abg. Tweſten: M. H.] Die Debatte hat über die Staatsanwaltſchaft 
hinaus ihren Gang auf die Handhabung der Juſtiz überhaupt genommen. 
Der Herr Juſtizminiſter wünſcht, daß wir einzelne Fälle anführen, wenn wir 
Klagen aufftellen. Ich werde mir die Ehre geben, ihm damit aufzuwarten. 
In einem kürzlich herausgekommenen Commiſſionsberichte conſtatirt die Juſtiz⸗ 
Commiſſion, welche zumeiſt aus Richtern beſteht: „Der Glaube an die Un⸗ 
abhängigkeit der Richter iſt im Volke erſchüttert.“ Herbe Urtheile ſind wieder⸗ 
holt in dieſem Hauſe gefallen. Der Herr Juſtizminiſter pflegt ſich dann zu 
erheben und zu perluſtriren, wie gegen Haufe auf das Delllgthum der 
Gerechtigkeit. Auch von Mitgliedern dieſes Hauſes iſt es ausgeſprochen, daß 
wir uns jeder Bemerkung über die Gerichte enthalten müßten. Ich habe die 
Theorie in dieſer Ausdehnung immer für eine unrichtige Abſtraction aus der 
unrichtigen Theorie von der Theilung der Staatsgewalten gehalten. 

Es giebt nur eine Trennung der Functionen, welche ſtattfinden muß, um 
gegen Willkür und Unterdrüdungen zu ſchützen. Die Trennung der Functio⸗ 
nen zwiſchen geſetzgebender und richterlicher Gewalt verlangt unbedingt, daß 
die geſetzgebende Gewalt ſich niemals einmiſcht in den geordneten Gang der 
Juſtiz und die Entſcheidung derſelben in einzelnen S (ſehr richtig); eine 
Kritik aber muß auch im einzelnen Falle ſchon vollkommen erlaubt ſein (ſebr 
richtig). Der einzelne Fall kann uns veranlaſſen, von der uns zuſtehenden 
Initiative in der Geſetzgebung Gebrauch zu machen, und wenn wir in einer 
gerichtlichen Entſcheidung einen Mißbrauch erblicken, ſo muß uns die Kritik 
derſelben zuſtehen, ebenſo gut, wie bei jedem anderen Akte der Verwaltung. 
Wenn wir alſo im Allgemeinen in dieſer Art der Kritik auch einige Zurück⸗ 
haltung beobachten, ſo ſind wir nichts deſto weniger nicht nur berechtigt, ſon⸗ 
dern verpflichtet, eine Kritik des Verfahrens der Gerichte eintreten zu laſſen, 
wenn ſich ſchwere Mißbräuche in der ganzen Handhabung der Juſtiz heraus⸗ 
ſtellen, Mißbräuche, die ſich nicht mehr auf einzelne Fälle beſchränken, ſon⸗ 
dern große Dimenfionen annehmen. h glaube, wir find nicht 
dazu da, um Illuſionen aufrecht zu erhalten, deren Behaup⸗ 
tung allmählich zur Heuchelei wird (ſehr gutl). Die Zeiten, in denen 
man fagte: II y a des juges & Berlin, in denen man mit Stolz und vom 
Auslande mit beſonderer Hochachtung — auf das berliner Kammergericht bins 
wies, — die Zeiten find ziemlich lange her. (Sehr wahr!) Bei dem Rüds 
tritte des Juſtizminiſters Simons äußerte ein preußiſcher Miniſter — es find 
Zeugen der Aeußerung in dieſem Hauſe anweſend — ein preußiſcher Miniſter 
äußerte: Hr. Simons habe viele Sünden began en, aber eine ſei unverzeih⸗ 
lich: das ſei die ſyſtematiſche Corruption des Obertribunals. (Hört! Hört!) 
MN. H.! Der Herr Graf zur Lippe ſetzt dieſes Syſtem fort (ſehr wahr ); er 
dehnt es immer weiter aus, auch auf die ee durch Ernen⸗ 
nungen lediglich nach politiſchen Rückſichten (ſehr wahr!), ledt lich mit Rüͤckſicht 
auf die politiſche Geſinnung oder Gefügigteit der Befdrderten, in einem 
Maße, welches bereits die Achtung vor der preusifchen Jurisprudenz ernſtlich 
gefährdet ſehr richtig!). 4 

Man bört dieſe Dinge nicht gern öffentlich ausſprechen, aber ich glaube, 
es iſt allmählich zur Nothwendigkeit geworden, an dieſem Orte, wo noch das 
Wort in Preußen frei iſt, ſolche Dinge zur Sprache zu bringen. (Nee 
Zuſtimmung.) Meine Herren! Die „Kreuszeitung” triumpbirie kürzlich daß 
die Entſcheidungen des Obertrib nals jest ſämmilich einen ſtreng conſervati⸗ 
ven Charakter tragen. (Auf allen Seiten: Hört, bört! — Heiterkeit.) Ich 
glaube, das dahin interpretiren zu dürfen, daß die „Kreuzzeitg.“ ſelbſt meinte, 
die Entſcheidungen des O bünals ſind der underfälhähte Ausdruck einer 
politiſchen Richtung. Sehr richtig!) Meine Herren! Die Unabhängigkeit 
der Gerichte iſt von ſehr geringer Bedeutung, wenn es ſich darum handelt, 
ob ein Dieb freigeſprochen oder verurtheilt wird, ob Hinz oder Kunz 100 Thlr. 
gewinnt; wo aber ein politiſches Intereſſe der Regierung in Betracht kommt, 
da wird jetzt nicht mehr nach der ſtrikten Auslegung der Geſetze erkannt, ſon⸗ 
dern nach politiſchen Rückſichten, nach den Intereſſen und Tendenzen der res 
ierenden Partei. (Sehr wahr, ſehr richtig! Meine Herren! Einige wenige 
fie allgemeinerer Natur will ich Ihrer Aufmerkſamkeit empfehlen, Vor einer 

eihe von Jahren erregte der Fall eine traurige Berühmtheit, als bei der 
Anklage gegen den Grafen Reichenbach das Oberkribunal gegen die ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung des Geſetzes, welches ſeine Competenz ausſchloß, die Sache 
dennoch vor ſein Forum zog, und aus allgemeinen Erwägungen in die klare 
Beſtimmung des Geſetzes ein „nicht“ hinein interpretirte, fie auf dieſe Weiſe 
in ihr Gegentbeil verwandelnd. So wurden neulich die Geſetze, welche unter 
dem Titel: „Widerſtand gegen die Staatsgewalt“ zum Schuße der preußiſchen 
Staatsordnung gegeben find, angewendet auf preußiſche Unterthanen, die ſich 
am Aufſtande gegen Rußland betheiligten. Die Beſtimmungen über Aufftand 
und Tumult ſind für Preußen gegeben, zum Schutz unſerer Staatsordnung, 
nicht zum Saub der Obrigkeit in Rußland oder China. Daran babe ich 
ſchon neulich erinnert, wie das Obertribunal, ebenfalls um der Autorität einer 
polizeilichen Verfügung zu Hilfe zu kommen, „bis auf Weiteres“ für gleich⸗ 
bedeutend erklärte mit; bis auf beſtimmte Zeit. (Heiterkeit) Meine Herren 


g. 


| Anwendung, ſondern Mißbrauch derſelben. 155 Suftimmung.) 
Dt ch gebe zu, unſere Gefege find nicht überall ſcharf und beſtimmt genug 
Pi gefaßt; fie geben u mißbräuchlichen Auslegungen hin und wieder Anlaß, 
05 aber gegen böſen Willen ſchützt keine Klarheit der Geſetze, und als ſolchen 
ni betrachte ich es; wenn für eine gerichtliche Entf&heidung nicht die ftricte Aus⸗ 
kr legung des Geſetzes maßgebend ift, ſondern irgend welche andere Rückſicht, 
berbülle fie ſich auch unter dem Gedanken des Staatswohles. (Wiederholter 
Beifall.) Macchiavelli ſagt einmal: Geſetze allein helfen nicht, ſie bedürfen, 
um ſich zu halten, der guten Sitten. — Nun, m. H., die erſte gute Sitte, 
der erſte Grundſatz der Sittlichkeit, den ich vom Richter verlange, iſt das: 
nach dem Geſetz zu richten, und dieſe Sitte kommt im preußiſchen Richter⸗ 
ſtande abhanden. (Sehr wahr.) Ich will mir nun erlauben, Ihre Aufmerk⸗ 
ſamkeit beſonders auf die „Behandlung des Preßgeſetzes“ zu richten. Das 
Preßgeſetz, m. H., präſumirt „Fahrläſſigkeit“ des Redacteurs bei ſtrafbarem 
E nhalte, weil er verpflichtet iſt, bei de benen des Materials das 
* trafbare zu entfernen. Ein Erkenntniß des Obertribunals vom 8. Januar 
\ 1864 präſumirt: „böfen Vorſatz“. Es ſtellt wörtlich den Grundſatz auf: 
| „Der Redacteur eines cautionspflichtigen Blattes trägt die volle ſtrafrecht⸗ 
3 liche Verantwortlichkeit für den Inhalt ſeines Blattes als Thäter oder Theil⸗ 
} nehmer, inſoweit er nicht nachweiſt, daß er dieſen Inhalt vor feiner Veröf⸗ 
i fentlihung nicht gekannt habe“. M. H. Das Obertribunal verlangt den Bes 
weis der Unſchuld, es obtrudirt dem Angeklagten den Beweis der Negation. 
Das verſtößt gegen die Theorie und die Praxis des Strafrechts, fo lange es 
eine Wiſſenſchaft des Strafrechts giebt. (Sehr wahr.) — Ein Erkenntniß 
vom 22. Februar 1864 giebt eine Definition vom Herausgeber, welche ganz 
genau auf den Redacteur eines cautionspflichtigen Blattes paßt. Es han» 
delt ſich darum, auch die Herausgeber heranzuziehen. Es ſollen Conceſſions⸗ 
entziehungen im Wege Rechtens und nicht mehr im Wege der Polizei ver⸗ 
- hängt werden, und das Obertribunal entdeckt: „Es ift ein Rechtsirrthum, 
{ daß der verantwortliche Redacteur einer Zeitung und der Herausgeber iden⸗ 
5 tiſch ſeien; bei Anwendung des § 35 des Preßgeſetzes auf cautionspflichtige 
Zeitungen und Zeitſchriften muß der Ausdruck „Herausgeber“ einer von der 
gewohnlichen Erklärung abweichenden Erklärung unterliegen, denn der Re⸗ 
2 dacteur muß bekannt jein und daher nicht gemeint, daß der Verleger durch 
N Nomination des ohnehin bekannten Redacteurs von feiner Verantwortlichkeit 
er: ſich befreien kann.“ t ; 
4 a, m. H.! Nach der bisherigen Praxis ſchützte eben der Redacteur den 
Verleger gegen die Strafen der Fahrläſſigkeit; jetzt hat das Geſetz Hunger 
und nicht genug an einem Opfer, nun wird die ingenidſe Erfindung gemacht 
eines Herausgebers der einzelnen Artikel neben dem Redacteur, und der Ver⸗ 
leger wird geſtraft, wenn er nickt bei ſeiner erſten Vernehmung Denjenigen 
nachweiſt, welcher den einzelnen Artikel verfaßt oder der Zeitung zum Zweck 
** des Abdrucks zugeführt hat. Das Erkenntniß vom 12. Oktober 1864 macht 
dann noch mehr Strafbare, indem es den weiteren Grundſatz aufſtellt: „Wenn 
ein Zeitungsartikel in mehrere Zeitungen übergeht, iſt im Sinne des $ 35 
5 des Preßgeſetzes nicht der Herausgeber, welcher den Artikel dem erften Blatte 
2 zugeführt hat, ſondern welcher jede ſpätere Veröffentlichung veranlaßt hat.“ 
N So hat man mit einem Schlage, wenn ein Artikel von 50 Zeitungen über: 
A nommen wird, außer dem Redacteur noch 50 Strafbare in 50 ſpeziellen 
Herausgebern des Artikels, vorausgeſetzt, daß man ihn kennt. Die preußi⸗ 
ſchen Gerichie werden den alten Nürnbergern folgen, die Keinen hängen, ehe 
ſie ihn haben. — Endlich erkennt ein Obertribunal⸗Erkenntniß vom 6. Mai 
1864: „die Verantwortlichkeit des Verlegers, der nicht bei ſeiner erſten ge⸗ 
richtlichen Vernehmung den Verfaſſer nachgewieſen hat, iſt nicht dadurch be⸗ 
g dingt, daß ihm der Zweck der Vernehmung bekannt geworden iſt.“ Es han: 
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delte ſich um den Fall, m. H., daß der Verleger vorgeladen war, ohne ihm 
2 zu ſagen, worum es ſich handle. Nun wird er gefragt, wer den Abdruck des 
1 fraglichen Artikels veranlaßt habe? Er ſagt natürlich, daß es ihm unmög⸗ 
lich, das aus dem Kopfe zu erklären. In einem folgenden Termine will er 
den Verfaſſer nennen, wird ihm gejagt: geht nicht mehr, beim erſten Ter⸗ 
mine mußte dies geſchehen, ſonſt biſt Du ſtrafbar. H.] Wie ſoll der 
Verleger oder Redacteur eines großen Blattes im Kopfe haben, wer die ein⸗ 
zelnen Artikel geſchrieben hat. Das Obertribunal ſagt zwar: das Gericht hat 
nicht zu unterſcheiden, was das Geſetz nicht unterſcheidet, aber, m. H., der 
57 Richter ſoll dem Geſetzgeber nicht Blödſinn zutrauen, er ſoll vorausſetzen, 
E daß der Geſetzgeber bei Erlaß des Geſetzes den gefunden Menſchenverſtand 
14 angewandt habe. Ein engliſcher Oberrichter, Lord Landsfield, erklärte einmal: 
8 das gemeine Recht Englands ſei der geſunde Menſchenverſtand: in Mecklen⸗ 
burg hatte man ein anderes Sprüchwort: hier fängt das roſtocker Stadtrecht 
an und hört der geſunde Menſchenverſtand auf. (Heiterkeit) 

Ein hochgeſtellter Verwaltungs⸗Beamter von reactionärem Eifer erklärte 
vieſe Entſcheidung des Ober⸗Tribunals über die Nennung des Verfaſſers bei 
der erſten Vernehmung für eine drakoniſche und fügte hinzu: Die Entſchei⸗ 
dungen des Ober⸗Tribunals übertreffen unſere kühnſten Erwartungen. 
Hört!) Meine Herren, fo weit iſt es mit dieſem einſt wegen feiner Unab⸗ 
(agigten gerühmten preußiſchen Richterſtande gekommen, daß reactionäre 
Verwaltungs⸗Beamte mit übermüthigem Hohn auf den höchſten Gerichtshof 
hinweiſen. (Hört!) Meine Herren, von anderen Grichtshöfen nur einige 
Beiſpiele neueſten Datums. Der Verfaſſer eines Artikels hat ſich des Aus⸗ 
8 drucks bedient: „In ängſtlicher Beſorgniß vor jeder Bewegung im Volke 
1 thut die Regierung u. ſ. w.“ Das Erkenntniß jagt: „Aengſtliche Beſorgniß! 
5 Wer ängſtliche Beſorgniß begt, iſt feige; der Verfaſſer nennt die Regierung 
5 feige; das iſt offenbar eine Beleidigung.“ (Heiterkeit) Eben jo wird aus 
einer Deduction, daß das Verfahren der Behörde nicht geſetzlich ſei, gefol⸗ 
en gert, man werfe der Regierung einen abſichtlichen Rechtsbruch vor. So wird 
3 allerdings jeder Tadel zur Beleidigung, jeder Widerſpruch gegen die beſte⸗ 
2 benden Gewalten zu einer Schmäbung oder Verhöhnung. Die Organe der 

Regierung ſelbſt verlangten und prieſen wiederholt, daß die Regierung bei 
F der Beſtätigung liberaler Communalwahlen politiſche Rückſichten maßgebend 
N fein laſſen jollte und liberale Communalbeamte nicht beſtätigen könnte. Wir 
haben bier im Haufe gehört, daß der Minifter des Innern ſelbſt dieſen 
u“ Grunvfaß proklamirte; als aber vor einiger Zeit eine liberale Zeitung dieſen 
Grundſaß beſpricht, daß politiſche Erwägungen bei der Handhabung des Beſtäti⸗ 
ungsrechts für Communalbeamte maßgebend feien; da hat die Regierung einen 
5 nfall von Tugend; der Staatsanwalt erhebt ſich in Entrüſtung über die 
7 Aden die den Artikel brachte und ſie wird wegen Entſtellung von That⸗ 
achen verurtheilt. (Hört!) N : 3 
Die Anwendung der Geſetze ift wiederholt in der letzten Zeit vorgekom⸗ 
men, daß, wenn Jemand gegen die Kreuzzeitungspartei ſchrieb, die Beſtim⸗ 
mung des Strafgeſetzes angewendet wurde, nach welcher die Erregung von 
Haß der Staatsangebörigen untereinander ſtrafbar ſei. In den letzten Tas 
en finden wir ſogar das Erkenntniß eines Gerichts, welches die politiſ chen 
rtitel der Amtsblätter, dieſe theoretiſchen Ausführungen, gelegentlich auch 
Verdrehungen, für die Regierungspolitik gegen die des Abgeordnetenhauſes 
„als Einrichtungen des Staates oder Anordnungen der Obrigkeit“ bezeichnet, 
(Heiterkeit) die nach + des Strafgeſetzbuches gegen jede Polemik geſchützt 
werden. In dieſen Vorgängen erkennt man nur noch den einen leitenden 
Grundſaß der Juſtizverwaltung jede Oppoſition zum Schweigen, zu bringen. 
(Zuſtimmung.) In einer ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellung fand ich kürzlich: in 
anz Frankreich haben im Jahre 1864 24 Verwarnungen von Zeitſchriften, 
y 1 Suspenfionen auf 2 Monate und 40 gerichtliche Verurtheilungen ſtattge⸗ 
funden. In Berlin allein ſind im v. J. in erſter Inſtanz 175 Preßpro⸗ 
eſſe verbandelt worden (Hört! (bört!), und täglich finden wir ganze Liſten 
in den öffentlichen Blättern. Der Magiſtrat von Gumbinnen verlangte das 
Einſchreiten der Staatsanwaltſchaft gegen die Redaction der „Nordd. Allg. 
Zeitung“, die ihn wegen ſeines Benehmens bei dem Brande des Reg.⸗Ge⸗ 
däudes heftig geſchmäbt hatte. Die Staatsanwaltſchaft aber fand keine Ver⸗ 
anlaſſung zum Einſchreiten, und überließ es dem Magiſtrat, eine Privat⸗In⸗ 
jurienklage anzustellen. Das Civilgericht, der Injurienrichter wies mit voll⸗ 
ommenem Recht den Magiſtrat wegen mangelnder Competenz ab, da nur 
das Crimlnalgericht und nicht der Einzelrichter für Injurien competent ſei 

r Beleidigungen der Magiſtratsmitglieder in Beziehung auf ihre Amts⸗ 

rung. So wird das Anklagemonopal der Staatsanwaltſchaft ein Inſtru⸗ 
ment zur Unterdrückung der Gegner in Angriff wie in Abwehr und gleich⸗ 
zꝛe:eitig ein Inſtrument, um die vollkommene Strafloſigkeit der Anhänger der 
duden Partei zu ſichern. (Sehr wahr!) E 

H Der Redner gebt hierauf zum Polenprozeß über, und bemerkt: Als 
bier der Antrag geſtellt wurde, drei unſerer Collegen, welche verhaftet waren, 
aus der Unterſuchungshaft zu befreien, da babe ich gegen ihn geſtimmt, mit 
Rückſicht auf das Gerücht von verrätheriſchen Umtrieben gegen den preuß. 
Staat. Ich glaubte unter dieſen Umſtänden vor dem Beſchluß des Staats⸗ 
gerichtshofes Achtung haben zu müſſen, ich glaubte durch die Freilaſſung 
dieſer unſerer Collegen könnte das Staatsintereſſe gefährdet werden. Nach 
dieſen Vorgängen werden wir künftig auf Beſchlüſſe des nr irre 
u Berlin wenig Rüdfiht mehr nehmen dürfen, (Sehr wahr!) M. H.! Nicht 
egner der Regierung, ſondern ein Organ der Regierungspartei bat das 
Berfabren in dieſem Prozeſſe bezeichnet als „Präventiv⸗Juſtiz.“ Dies 
eine Wort wird genügen, um noch in ferner Zeit dieſen Prozeß vor einem 
ßiſchen Gerichtshofe und die Urheber dieſes Prozeſſes zu brandmarken — 

er BräbentibeJuftiz! (Bewegung.) Der Herr Miniſterpräſident hat uns gejagt, 
er werde das Haus noch nicht auflöfen, das Land ſolle uns erſt kennen ler⸗ 


e 


* 4 DER BZ, 7 * 


r 


as 
* 


— N 


— re. 


Das find nicht mehr Auslegungen, ſondern Verdrehungen der Geſetze, nicht] zu lernen; ich glaube aber, es 


Ausdrllcke zu 


Abg. Graf z 
nen. Ich glaube, das Land hat hinreichend Gelegenheit gehabt, uns kennen! Präſidenten, die ich lebhaft bedauere, 


13 
iſt unſere Pflicht und muß unſere Sorge ſein, 
in dieſer langen Seſſion auch das Land dieſe Verwaltung kennen zu lehren, 
und die Früchte, die ſie ihm trägt. (Sehr richtig!) Und, m. H., an dieſem 
traurigen Bilde der Juſtiz trägt ohne Zweifel einen großen, hervorragenden 
Theil der Schuld der verantwortliche Miniſter, der Herr Juſtizminiſter. (Sehr 
wahr!) Unter ſeiner Autorität, nach ſeinen Weiſungen wurden die Ab⸗ 
theilungen der Gerichte componirt, an deren Verfahren der Regierung gele⸗ 
gen it. (Hört!) Nach feinen Anweiſungen werden dieſe Abtheilungen auch 
wieder geſäubert, wenn der Regierung mißfällige Erkenntniſſe erfolgen. Er 
hat die Verfügung wieder bergeſtelt, nach welcher die Präſidenten der Ge⸗ 
richtshöfe Berichte erſtatten ſollen über das politiſche Wirken der richterlichen 
Beamten, über das Für oder Wider die Regierung. (Hört! Anhaltende Be⸗ 
wegung.) Er ertheilt die Anweiſungen zur Handhabung der Diseipli⸗ 
nargeſetze, er belohnt auch die Wohlgeſinnten. 

In der Reihe der Prozeſſe über die Stellvertretungskoſten der Abgeord⸗ 
neten haben drei Gerichte in Berlin für den Fiskus erkannt. Das eine war 
eine Abtheilung beim hieſigen Stadtgericht, aus drei Mitgliedern beſtehend: 
der Vorſitzende wurde, nachdem das Probeſtück geliefert war, wenige Wochen 
darauf zum Kammergerichtsrath ernannt. In zweiter Inſtanz ging die 
Sache an das Appellationsgericht in Frankfurt, Referent war ein daſelbſt bes 
ſchäftigter Hilfsarbeiter, der Kreisrichter Michaelis. Unmittelbar nach dem 
Erkenntniß wurde er zum Appellationsgerichtsrathe ernannt. Zum Dritten 
waren einige dieſer Prozeſſe anhängig vor dem Bagatell⸗Commiſſar des hie⸗ 
ſigen Stadtgerichts. Als ſolcher fungirte der Aſſeſſor Köhn mit einer An⸗ 
ciennität aus dem Jahre 1862. Er wurde kurze Zeit darauf trotz der Mit⸗ 
bewerbung älterer Collegen vom Hrn. Juſtizminiſter zum Rechtsanwalt er⸗ 
nannt. (Hört!) Die Schnelligkeit und Regelmäßigkeit dieſer Belohnungen 
verſtieß gegen den offentlichen Anſtand. (Sehr wahr.) 5 . 

M. H.! Ein Berufs⸗Beamtenthum hat auf die Länge niemals die Kraft, 
dem conſequenten Druck der Regierungsgewalt zu widerſtehen. Es iſt eine 
Täuſchung, zu glauben, daß Gerichte und gerichtliches Verfahren an ſich ſchon 
eine Schutzwehr für das Recht des Landes und die perſönliche Freiheit ſeien. 
Die Sternkammer der Stuarts war ein ſerviles Werkzeug der Unterdrückung. 
Ein wirklicher Schutz liegt nur in den Geſchworenen⸗Gerichten für 
politiſche und Preßvergehen. An ihnen brachen ſich in der traurigen 
Reacttionsperiode unter Georg III. die Reactionsverſuche. Das Grab eines 
liberalen Schriftſtellers aus jener Zeit trägt noch heute die Inſchrift: „Die⸗ 
ſen Mann wünſchte Pitt hängen zu laſſen, aber der Verſuch ſcheiterte an 
dem Wahrſpruch einer ehrlichen engliſchen Jury“. PR 

In dem Disciplinar⸗Senat des Obertribunals ſetzen ſich Mitglieder des 
Herrenhauſes und ſicher bewährte Anhänger der Regierung zu Gericht über 
die Mitglieder dieſes Hauſes, über uns und unfere Wähler. Wir werden 
in dieſen Disciplinar⸗Erkeuntniſſen niemals einen Rechtsſpruch achten (Viele 
Stimmen: Nie! Niel), ſondern fie nur anſehen als Verfolgung einer politi⸗ 
ſchen Partei gegen die andere (Laute Zuſtimmung). 

Nach dem Geſetz find Veamte im Disciplinarwege ſtrafbar, wenn ſie ſich 
des Vertrauens undſdes Anſehens, welche ihr Amt erfordern, unwürdig zeigen. 
Nach dieſer Beſtimmung ſtand in einem früheren Entwurf des Disciplinars 
geſetzes gegen nichtrichterliche Beamte „die feindſelige Parteinahme gegen die 
Regierung.“ Dieſer Satz wurde geſtrichen und nun, m. H., interpretirt man 
die geſtrichene Beſtimmung in die danebenſtehende der „Unwürdigkeit“ hinein. 
Da aber auch Beamte, die auf Seiten der Regierungspartei ſtanden, ſich 
heftig in die politiſche Agitation warfen, ſo genügte ſchroffes Auftreten in 
politiſchen Dingen als ein die Unparteilichkeit des Richlerſtandes gefährden⸗ 
des Motiv nicht mehr und auf die Rechtsanwälte ließ es ſich gar nicht an⸗ 
wenden. Da ſtellte man den Grundſatz hin, jede Oppoſition gegen die je⸗ 
weilige regierende Partei verletze die Treue und den Gehorſam gegen die 
Krone, ähnlich dem Spruche Richeljeu's: „Wer die Miniſter bekämpft, bes 
leidigt Se. Majeſtät!“ Aber was ſagte Montesquieu gegen dieſe Deduction? 
„Wenn die Knechtſchaft in 1 auf die Erde herabkäme, fie würde eine 
andere Sprache reden.“ M. H.! Iſt es jemals erhört worden, daß man die 
Advokaten und freigewählten Communalbeamten ſtraft wegen Betheiligung 
an der politiſchen Bewegung des Landes, wegen Theilnahme an den Wahlen ? 
Warum hat zwölf Jahre lang Niemand an dieſe Auslegung und Anwen⸗ 
dung des Geſetzes gedacht? Die Geſetze haben ſich nicht verändert, nur die 
Richter und die rechtswidrigen Zumuthungen der Regierung (Zuſtimmung). 

Wir können das Wort Vincke's in dieſem Hauſe wiederholen: „Das 
Unrecht hat alle Scham verloren.“ Als der König Ernſt Auguſt von Han⸗ 
noper im Jahre 1837 das Staatsgrundgeſetz ſeines Landes kaſſirte und eine 
zuſtimmende Erklärung ſeiner Beamten, der „königl. Diener“, wie man ſie 
im Welſenlande nennt, verlangte, da erklärte ein hannoverſcher Beamter: 
115 unterſchreibe Alles, Hunde find wir ja doch.“ (Heiterkeit) Es wird 
‘onen (gegen den Neiniſtertiſch gewendet) vielleicht gelingen mit Ihren Stra 
fen und Belohnungen den preuß. Beamtenſtand in feinem Durchſchnitt zu 
einem ähnlichen erhebenden Bewußtſein herabzudrücken: Hunde ſind wir ja 
doch! (Zuſtimmung und Widerſpruch.) Aber, wenn Sie es erreicht haben, 
werden Sie vielleicht nicht, aber Andere anerkennen, daß die alten Fun⸗ 
damente des preußiſchen Staates auseinander gewichen ſind. (Stürmiſcher 
lang anhaltender Beifall, der ſich wiederholt, während die Rechte ziſcht.) 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Der Vorredner hat bei ſeinen harten 
Angriffen gegen die geſammte Juſtizverwaltung, mir insbeſondere vorgewor⸗ 
fen, ich corrumpire die Appellations⸗Gerichte, ich ernenne ſie nur aus poli⸗ 
tiſchen Gründen. M. H.! Ich bin immer der Meinung geweſen, daß ſich der 
Richter von der ſchwankenden offentlichen Meinung, namentlich in politiſchen 
Dingen, bei ſeinen Handlungen nicht leiten laſſe (Gelächter), daß er gegen 
Ausſchreitungen in dieſer Beziehung auch das beſtehende Geſetz in Anwen⸗ 
dung bringe und hierbei ſeinem Gewiſſen und ſeiner Ueberzeugung allein 
u ſolgen habe. Ich habe nie an einen Richter ein anderes Verlangen ge⸗ 
tellt, aber die Befugniß muß ich mir doch vorbehalten, beſonders auf ſolche 
Berfonen Rückſicht zu nehmen, denen ich eine ſolche Charakterfeſtigkeit, auch 
in politiſcher Hinſicht, zutraue. (Stürmiſche Unterbrechung.) 

Den Richtern ſelber iſt vom Vorredner vorgeworfen worden, ſie hätten 
ſich Mißbräuche bei Auslegung der Geſetze zu Schulden kommen laſſen und 
war aus böſem Willen. (Ruf: ſehr wahr!) Gegen dieſe Behauptung lege 
ich entſchieden Verwahrung ein. Die Richter haben nach ihrem beſten Wiſſen 
und Gewiſſen in ihrer Einſicht von den Geſetzen Recht geſprochen und nicht 
anders. (Lauter Widerſpruch.) Auf den lezten Vorwurf der Beförderung 
von Richtern nach Ausfall des Stellvertretungskoſtenprozeſſes habe ich zu 
erwiedern, es iſt eine ſchwere Sache, bier im Hauſe Perſonalien zu erörtern, 
wo die Betheiligten ſelbſt nicht gegenwärtig ſind. Doch will ich wenigſtens 
den erſterwähnten Theil dieſes Vorwurſs hier thatſächlich widerlegen. Der 
betr. Richter war ein Mitglied des jetzigen Stadtgerichts, und ſchon lange 
bevor man an jenen Prozeß dachte, waren mir ſeine Leiſtungen gerühmt, 
und ich hatte ihm eine Appellationsgerichtsrath⸗Stelle an einem Orte außer⸗ 
balb Berlin angeboten, worauf er mir feinen Wunſch ausdrückte hier zu 
bleiben. Als ſich nun hier eine ſolche Stelle darbot, habe ich keinen Anſtand 

enommen, fie ihm zu geben, aber an den Stellvertretungsprozeß iſt dabei 
nicht im Entfernteſten gedacht worden. 

Zur Geſchäftsordnung erhält das Wort ber Abg. Graf a 
Ich bin in dem für mich ſehr traurigen Falle, den Antrag zu ſtellen, der 

räſident wolle ein von mir perſönlich bochgeehrtes Mitglied dieſes Hauſes, 
den letzten Redner, Hrn. Tweſten, zur Ordnung rufen. (Zuſtimmung reis. 
Lebhafter Widerſpruch lints.) Ein Vorwurf, wie ihn der Abg. Tweſten hier 
laut ausgeſprochen bat, daß nicht blos das k. Obertribunal, ſondern ſämmt⸗ 
liche Appellationsgerichte corrumpirt ſeien, daß fie ſich ſämmtlich der Servi⸗ 
lität ſchuldig gemacht haben, gereicht unſerer ganzen Nation dor dem Aus⸗ 
lande zum tiefiten Schaden. (Sehr wahr rechts) 7 

Wäre es einem Miniſterium gelungen, in 10 Jahren die preußiſche 
Nation in der Weiſe herabzuwürdigen, daß die höchſten Gerichtshöfe des 
Landes mit Recht den Vorwurf der Servilität auf ſich ſitzen laſſen könnten, 
dann, m. H., würde die Nation nicht werth ſein, die preußiſche zu heißen 
(Bravo rechts). Ich bin weit entfernt, alle Nörgeleien und kleinlichen Ver⸗ 
folgungen der Regierung, ſelbſt wenn äußere Umſtände ſie dazu zu drängen 
ſcheinen, gut zu heißen, aber, m. H., wohin ſoll es führen, wenn gegen den 
Stand der Richter, von dem der § 86 der Verfaſſung ſagt, daß ſie keiner Gewalt 
im Namen des Königs und keiner anderen Autorität, als der des Geſetzes 
unterworfen, ausüben, bier geäußert wird, er hätte ſich nach einer, wie die 
Herren ſagen, nur vierjährigen Mißregierung, der Gewalt der Serbilität, 
der Beeinfluſſung unterworfen. Ich meine, daß es Sache des Präſidenten 
geweſen wäre, dieſen Angriff im Namen des Hauſes nicht nur, ſondern im 
Namen des Vaterlandes zurückzuweiſen (Bravo rechts). 

Präſ. Grabow: 0 muß dem Herrn Abgeordneten bemerken, daß ich 
keine Veranlaſſung gefunden habe, den Abg. Tweſten zur Ordnung zu ru⸗ 
fen. (Lebhafter Beifall.) Der Abg. Tweſten hat in ſeiner ganzen Rede nur 
Schäden aufgedeckt und auf Schäden aufmerkſam machen wollen, die wir in 
allen Verwaltungszweigen in dieſer Sitzungsperiode hier aufgedeckt hatten. 
Ich begreife nicht, wie, wenn ſolche Schäden ſich auch in der Juſtiz finden, 
dieſelben von 1 Beſprechung ausgeſchloſſen fein ſollen (ſehr wahr! 
Bravo!). Möglich wäre es dem Redner vielleicht geweſen, einzelne mildere 
3 nden, aber einen Ordnungsruf zu erlaflen, nein, dazu fühle 
ich mich von dieſer Stelle aus nicht bewogen. (Lauter, lebhafter Beifall). 

Graf zu Eulen burg: H.! Nach der Erklärung des Herrn 
will ich über das Urtheil, das der 
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Abgeordnete Tweſten über die preuß. Gerichte geſprochen hat, weiter kein 
Wort verliere; ich gebe anheim, zu erwägen, welchen Eindruck eine ſo unge⸗ 
rechtfertigte Erſchütterung des Vertrauens auf unſeren Richter ſtand im Lande 
machen wird Ich gehöre nicht zu denen, welche eine offene Kritik nicht 
lieben, aber ſie muß Maß halten und vor allen Dingen Reſpect haben bor 
der Rechtspflege. Sie brachen in Entrüſtung aus, als im anderen Haufe 
eine leiſe Hindeutung geſchehen, daß die einzelnen Richter ſich nicht freihal⸗ 
ten möchten von dem Strome der offentlichen Meinung, nun m. H., wenn 
Sie damals entrüftet waren, jo können Sie heut nicht ſelbſt den Stab bre⸗ 
chen über die Gerichte, welche der Stolz des Landes ſind (Unterbrechung). 
Wenn der Abg. Tweſten über die große Menge von Verurtheilungen ſpricht, 
ſo wollen wir doch nicht die maßloſen Ausſchreitungen der Preſſe vergeſſen; 
niemals iſt die Preſſe ſo vorgegangen, daß ſie allen Formen des Rechts und 
der guten Sitte in ſolcher Art widerſpräche (Unterbrechung). Das ſchärſſte 
Verfahren gegen die Preſſe war dadurch gerechtfertigt. Wenn der Hr. Vor⸗ 
redner einige zufällige Beförderungen zu Vorwürfen gegen den Juſtizmini⸗ 
ſter benutzt, ſo muß ich mich darüber in der That wundern. Ich glaube 
aber, daß man am allerwenigſten wird nachweiſen können, daß dieſe Beför⸗ 
derung aus niedrigen Gründen und zum Lohn der Servilität ſtattgefunden 
hat. Wir können noch immer ſtolz ſein auf unſere Richter und das Ver⸗ 
trauen auf ſie iſt in keiner Weiſe erſchüttert. Wir haben die Pflicht, hier 
alles aufzuklären und alle Schäden aufzudecken; aber wenn es in folder 
Weile geſchieht, dann befeſtigt man nicht die Grundlagen des Staates, und die 
dieſen Weg einſchlagen, übernehmen nicht des Volkes Führung, ſodern des 
Volkes Verführung. 

Nachdem die Debatte geſchloſſen iſt, berichtigt Abg. v. Hennig den Abg. 
Hahn noch in einer perfönlihen Bemerkung in Bezug auf den zweiten Vor⸗ 
wurf, den ihm der letztere gemacht hat, indem er aus drm ſtenographiſchen 
Bericht nachweiſt, daß er nur von den Schwurgerichten behauptet hat, ſie 
betrachteten den Angeklagten in contumaciam als geſtändig. 

Abg. Brieger (als Referent) hält es für unthunlich, Gehaltsverbeſſe⸗ 
rungen für das Inſtitut der Staatsanwaltſchaft zu bewilligen, deſſen Reform 
nothwendig und unausbleiblich ſei. Wenn der Zuſtizminiſter ſage, daß man 
ſich hüten müſſe, der preußiſchen Justiz kein gutes Zeugniß auszuſtellen, fo 
müſſe man erſtaunen, daß gerade er eine ſolche Aeußerung thue. Er und 
en a er die Rollen. Sie ſollten ſich Te, ent: 
r „ e Dinge zur Sprache ndern dar 
fe eder e ge z prache gedracht würden, jo über, daß 

ei der Abſtimmung wird auf Antrag der Commiſſion die Erhöhun 
der Beſoldungen der Ober⸗Staatsanwalte bei dem rer um oe 
abgeſetzt, desgleichen Antrag III. der Commiſſion angenommen, 
ae zur Verbeſſerung des Einkommens des Ober⸗Staatsanwalte abs 
zuſetzen. 

„Antrag IV. der Commiſſion lautet: „Das Haus der Abg. wolle bes 
ſchließen zu erklären: der kgl. Erlaß vom 26. Nov. 1864, betreffend die erſte 
juriſtiſche Prüfung, durfte nicht ohne Geſetz erfolgen und iſt demgemäß rechts⸗ 
ungiltig.“ Abg. Gneiſt: Ich erkenne das von dem Abg. Tweſten ges 
ſprochene Urtheil an, trete demſelben unverhüllt bei und halte die Anklagen, 
welche er erhoben hat, für wohlverdient und wohlbegründet. Zur Sache ſelbſt 
iſt der vorliegende Antrag abzuweiſen, da es ſich hier um reglementariſche 
Beſtimmungen handelt. Abg. Waldeck tritt dem entgegen und weiſt nach, 
daß die Gerichtsordnung in allen ihren Beſtimmungen, auch in denen, um 
welche es ſich hier handle, Geſetzeskraft habe. Reg. Commiſſar Sydow 
theilt die Anſicht des Abg. Gneiſt und bemerkt, daß der königl. Erlaß im 
Zuſammenhange ſtehe mit der Verfügung, durch welche der Collegienzwang 
aufgehoben fei. ; 

Die Discuſſion wird geſchloſſen und nachdem der Referent Krieger den 
Antrag der Commiſſion gerechtfertigt, wird derſelbe mit großer Majorität 
angenommen. Dagegen ſtimmen nur die Confervativen, die Altliberalen 
und ein Theil der Katholiken. 

Ohne Discuſſion genehmigt das Haus ferner den Antrag der Com⸗ 
miſſion: Das Haus wolle beſchließen zu erklären: „Die Beſetzung etats⸗ 
mäßiger Stellen ohne Etatsgeſetz iſt verfaſſungswidrig.“ Für dieſen Ant rag 
Julie N A Anderen auch die Abgeordneten Lette, v. Benda und v. Saucken⸗ 

ulienfelde. 

Bei den einmaligen extraordinären Ausgaben hat die Com⸗ 
mifjion beantragt, Tit. I. 29, 510 Thlr. für den Bau eines Schuldgefäng⸗ 
niſſes in Berlin in Wegfall zu bringen, weil das Haus bereits im v. J. 
vollendet iſt und die Commiſſion glaubte nur die Summen bewilligen zu 
follen, die nothwendig ſind, um den Staat vor Schaden zu bewahren. Rea.s 
Commiſſar Sydow: Das Gebäude mußte bis zum 1. October v. J. 0 
ſein, weil der Contract mit dem Beliger des bisherigen Schuldgefängniſſes 
abgelaufen war. Die urſprünglich feſtgeſtellte Bauſumme iſt nicht überſchriten 
worden. Referent Abg. Parriſius (Brandenburg) erwidert, daß, da das 
Gebäude vollendet ſei, keine Gefahr für den Staat eintreten könne. Er em⸗ 
pfehle die Abſetzung dieſes Titels, weil die Commiſſion keine Indemnitaͤt er» 
theilen wolle. — Die Abſetzung wird beſchloſſen, die übrigen Etats⸗Poſi⸗ 
tionen werden genehmigt, und ſomit iſt der Etat der Juſtiz⸗Verwaltung er⸗ 


ledigt. 

Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung Dinſtag 10 Uhr. (Tagesordnung Han⸗ 
delsvertrag mit Oeſterreich, Fortſetzung der heutigen 4 
0. C. [Zur Militärdebatte.] Im Verlage von O. Wigand in Leipzig 
ſind die beiden Reden der Abgeordneten Jacoby und v. Kirchmann, ge⸗ 
halten am 29. April 1865, in beſonderem Abdruck unter dem Titel: „Ob 
ſtehendes Soldatenheer? Ob Volkswehr?“ erſchienen. Vorgedruckt ift ihnen 
als Motto der Ausſpruch Radetzki's vom Jahre 1828: „Das Syſtem der 
ſtehenden Heere paßt für gewiſſe Zeiten und gewiſſe Verhältniſſe, jedoch nicht 
für alle und überall. Man mag damit auslangen, fo lange es in allen 
Staaten Sitte bleibt, nur mit ſtehenden Heeren Krieg zu fübren, ſo lange 
nicht blos das Verhältniß der Voltsmaſſen, ſondern auch jenes der Staats⸗ 
einkünfte nicht berückſichtigt wird. Es wird und muß von felbft fallen, ſobald 
dieſe Bedingungen aufhören.” — Und ferner ein Citat aus Johannes von 
Mäller's Schriften: „Alle wahre Freiheit beruht auf einer von den beiden 
Grundveſten: daß die Bürger Kriegsmänner find oder die Ktiegsmänner gute, 
verſtändige Bürger.“ 


Berlin, 21. Mai. [Amtliches] Se. Maj. der König haben aller ⸗ 
anädigit geruht: Dem Stadtgerichts⸗ Director, Geheimen Juſtizrath Dr. Juris 
Behrends zu Breslau den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichen⸗ 
laub, dem Kreisgerichts-Rath Moritz zu Trachenberg, im Kreiſe Miliiſch, 
den rotben Adlerorden dritter Klaſſe mit der Schleife, dem Wechſelſtempel⸗ 
amts⸗Controleur Mattern zu Berlin und dem Rathmann und Stadtälte⸗ 
nen, Rentier Friedrich Wilhelm Lindenberg zu Alt⸗Landsberg, im Kreiſe 
Nieder⸗Barnim, den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, dem großherzoglich 
medlenburgsitreligihen Kammerherrn von Steuber und dem Mügliede 
der herzoglich braunſchweigiſchen Eiſendahn⸗ und Poſtdirection, Finanzratb 
Kungen zu Braunſchweig, den königlichen Kronenorden dritter Klaſſe, dem 
Chef de Gare der Station Jeumont an der franzöſiſchen Nordbahn, Eugene 
Couturier, und dem fürftlih pleß'ſchen Kammerrath Auguſt Urban zu 
Pleß den königlichen Kronenorden vierter Klaſſe, den Hegemeiſtern Ehm zu 
Carlsthal, im Kreiſe Stuhm, und Schmiedebach zu Sees bach, im Kreiſe 
Creuznach das allgemeine Ehrenzeichen, ſowie dem Schiffs⸗Capitän Eduard 
Baerwaldt zu Stettin, die Rettungs⸗Medaille am Bande zu verleihen; 
die Kreisrichter Lerche in Col erg, Stoeßell in Stolp und von Koep⸗ 
ven in Dramburg zu Kreisgerichts⸗Räthen, ſowie den bisherigen zweiten 
Arzt der Irren⸗Anſtalt Dr. Heinrich Seiffert zu Leubus zum Director der 
Provinzial⸗Irren⸗Pflege⸗ und Heilanſtalt zu Rügenwalde zu ernennen; den 
Rechtsanwalten und Notaren Dr, Koehler in Stolp und Haeniſch in 
Colberg den Charakter als Juſtizrath; dem practiſchen Arzt ꝛc. Dr, Bred⸗ 
ſchneider in Fiſchhauſen den Charakter als Sanitzts⸗ Rath ſowie dem 
Kreisgerichts⸗Secretär Pensky in Raſtenburg bei feiner Verſezung in den 
Ruheſtand den Charakter als Kanzlei⸗Rath zu verleihen; und an Stelle des 
auf fein Anſuchen entlaffenen aun . Conſuls D. C. Splitgerber in 
Amſterdam den dortigen Kaufmann W. Hepner zum Conſul daſelbſt zu 
ernennen. 8 

Bei der Kunſt⸗, Bau⸗ und Handwerk⸗Schule in Breslau iſt die Anſtel⸗ 
lung des bisherigen Conrectors am Progymnaſium in Demmin, Dr, Auguſt 
Klinger, als Lehrer für Mathematik und Feldmeßkunſt genehmigt worden. 

Berlin, 20. Mai. [Ihre Mafeſtät die Königin,] berichtet 
aus Koblenz die dortige Zeitung unter dem 19. d. M., begleitete vor⸗ 
geſtern Se. Mejeſtät den König bei Seiner hieſigen Durchreiſe bis 
jenſeits der Rheinanlagen und gab geſtern, nach Beſichtigung einiger 
unſerer Wohlthätigkeits⸗Anſtalten, ein Diner. Abends empfing Ihre 
Majeftät den Beſuch der Fürfiin von Wied. Heute begiebt ſich Ihre 
Majeftät nach Baden zur Fortſetzung der unterbrochenen Kur. (St.⸗A,) 

Militär⸗Wochenblatt.] v. Stülpnagel, Hauptm. und Comp. 
F, unter Beſörderung zum Major, in das Ste 
Braudenb. Inf.⸗Regt. Nr. 48 verſetz. du Troſſel, Oberſt⸗Lieut. & la suite 
des 5. Oftpreuß. Inf⸗Regts. Nr. 41, unter Entbindung von dem Commdo. 
des Fürſtl. Waldeckſchen Fuſ.⸗Bats, zum Commdr. des 5. Rhein. Inf⸗Regts. 
Nr. 65 ernannt. v. Uechtritz, Major vom 4. Garde⸗Gren.⸗Regt. a 


unter Stellung a la suite dieſes Regts., zur Dienftleiitung bei dem fü 
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waldech chen Contingent, und zwar als Commandeur des fürſtl. Füſ-⸗Bats.“ [Kammerherr Quaade.] Der frühere Vertreter Dänemarks 


commandirt. v. L Eſtocg, Hauptm. und Comp.⸗Chef vom 1. Garde⸗Regt. 
3. F., unter Beförderung zum Major, in das 4. Garde⸗Gren.⸗Regt. Königin 
verſetzt. Wiebe, Hauptm. vom Generalſtabe des VII. Armee Corps, Ber: 
er, Hauptm. vom Generalſtabe der 3. Diviſton, zu Majors befördert. von 
de uner, Major vom Generalſtabe der 15. Diviſion, zum Gen.⸗Commdo. des 
III. Armee⸗Corps, v. d. Eſch, Major vom Generalſtabe der 4. Diviſion, 
zu dem Commdo. der 15. Diviſton verſetzt. v. Holwede, Oberjäger vom 
1. Schleſ. Jäger⸗Bat. Nr. 5, zum Port.⸗Fähnr. befördert. v. Schwemler, 
Prem.⸗Lieut. vom Garde⸗Jäger⸗Bat., in das 1. Schleſ. Jäger⸗Bat. Nr. 5 
verſetzt. v. Strantz, Prem.⸗Lieut. vom 1. Schleſ. Jäger⸗Bat. Nr. 5, unter 
Entbindung von ſeinem Commando zur Dienſtl. bei des Fürſten zu Hohen⸗ 
ollern⸗Hechingen Hoheit, zum Hauptm. und Comp.⸗Chef, v. Görne, Sec.⸗ 
leut. von demſelben Bat, zum Prem.⸗Lieut. befördert. v. Michalowsli, 
auptm. und Comp. Chef vom 2. Schleſ. Jäger⸗Bat. Nr. 6, in das Magd. 
Fiore Bat Nr. 4 verſetzt. v. Roſenberg⸗Lipinsky, Prem.⸗Lieut. vom 
2. Schleſ. Jäger⸗Bat. Nr. 6, zum Hauptm. und Comp.⸗Cbef, v. Keſſel, 
Seconde⸗Lieutenant von demſelben Bataillon, zum Premier⸗Lieutenant beför: 
dert. Bar. v. Minnigerode, Major u. Escadrons, Chef vom 2. Pommer⸗ 
ſchen Ulanen⸗ Regiment Nr. 9, zum etatsmäßigen Stabs⸗Offizier ernannt. 
b. Unger, Major vom Generalſtabe der 6. Div., vorläufig auf 6 Monate 
zu dem Brandenb. Kür.⸗Regt. (Kaiſer Nikolaus I. von Rußland) Nr. 6 kom 
mandirt. v. Hagen I., Hauptmann und Comp. Chef vom 3. Thür. Inf.⸗ 
Regt. Nr. 71, zum Major befördert. Frhr. v. Rechenberg, Hauptmann 
und Comp.⸗Chef vom Garde⸗Schützen⸗Bat., unter Beförderung zum Major 
in das 3. Pomm. Inf.⸗Regt. Nr. 14 verſetzt. v. Rathenow, Hauptmann 
und Comp.⸗Chef vom 6. Brandenb. Inf.⸗Regt. Nr. 52, zum Major befördert. 
v. Saliſch, Hauptmann und Comp.⸗Chef vom 1. Weſtpreuß. Gren.⸗Regt. 
Nr. 6, unter Beförderung zum Major in das 3. Niederſchleſ. Inf.⸗Regiment 
Nr. 50 verſetzt. Senftleben, Behrens, Unteroff. vom 1, Schleſ. Gren.⸗ 
Regt. Nr. 10, zu Port.⸗Fähnrs., v. Auer, Hauptmann u. Comp.⸗Chef vom 
3. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 50, unter Verſetzung in das 1. Weſtpr. Gre⸗ 
nadier⸗Regt. Nr. 6, zum Major, v. Kamptz, Pr.⸗Lt. vom 3. Niederſchleſ. 
Inf.⸗Regt. Nr. 50, zum Hauptmann und Comp.⸗Chef, v. Wiſſell J., Sec. 
Lieut. von demſelben Regt., zum Pr.⸗Lt., v. Wiſſell I., Pr.⸗Lt. vom 4. 
Nie derſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 51, zum Hauptmann und Comp.sChef, v. Lu ck, 
Sec.⸗Lt. von demſelben Regt., zum Pr.⸗Lt., v. Stahr, Pr.⸗Lt. v. 1. Ober: 
ſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 22, zum Hauptmann und Comp. ⸗Chef, Stein, Sec. 
Lieut. don demf. Regt., zum Pr.⸗Lt., Gr. Schack v. Wittenau, gen. Gr. 
Dankelmann, Unteroffizier vom 4. Oberſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 63, v. Maus 
beuge, Unterof. vom 2. Schleſ. Huſaren⸗Regt. Nr. 6, v. Carnap, Ge 
freiter vom 2. Schleſ. Dragoner⸗Regt. Nr. 8, zu Port⸗Fähnrs. befördert. 
Goettlich Hauptmann und Comp.⸗Chef vom 6. Oſtpreuß. Inf.⸗Regiement 
Nr. 43, zum Major, v. Lupinski, Hauptmann und Comp.⸗Chef v. Magd. 
Füſ.⸗Regt. Nr. 36, zum Major, Baron v. Kottwitz, Hauptmaun und Com: 
Pagnie⸗Chef vom 2. Schleſ, Gren.⸗Regt. Nr. 11, zum Major, v. Lobeck, 
Pr.⸗Lt. von demſ. Regiment, zum Hauptm. und Comp.⸗Chef, v. Bongs IL, 
Seconde⸗Lieut. von demſelben Regiment, zum Prem.⸗Lieutenant befördert. 
v. Werder, Gen.⸗Maj. und Commandeur der 4. Garde⸗Inf.⸗Brig., mit der 
Führung der 3. Div. beauftragt. v. Beckedorff, Major und Commandeur 
des Beil. Jäger⸗Bats. Nr. 7, in das 8. Bomm. Inf.⸗Regt. Nr. 61 verſetzt. 
v. Sell, Major vom 8. Pomm. Infant.⸗Regt. Nr. 61, zum Commdr. des 
Weſtfäl. Jäger ⸗Bats. Nr. 7 ernannt. Weigelt, Major & la suite der 1. 
Art.⸗Brig. und Adjut. der Gen.⸗Inſp. der Art., als Abth.⸗Commdr. in die 
4, Art.⸗Brig. verſetzt. v. Dresky, Major von der Garde⸗Art.⸗Brig. und 
Vorſtand des Art.⸗Depots zu Berlin, unter Stellung à la suite der Garde⸗ 
Art.⸗Brig. zum Adjut. der Gen.⸗Inſp. der Art. ernannt. v. Rheinbaben, 
Hauptm. von der 4. Art.⸗Brigab. und Art.⸗Offiz. vom Platz in Koſel, unter 
Belaſſung in dieſem Verhältniß und unter Beförderung zum Major in die 
Garde⸗Art.⸗Brig. verſetzt. Kindler, Pr.⸗Lt. don der 6. Art.⸗Brigade, zum 
Hauptm., Grottke, Sec.:2t. von derſelden Brigade, zum Premier⸗Lieutenant 
befördert. Gericke, v. Grumbkow, Klauenflügel, Mattersdorff, 
Kanoniere von der 6. Artillerie⸗Brigade, zu Port. Fähnrichs befördert. 
v. Goeben, Gen.⸗Maj. und Commandeur der 10. Diviſion, in gleicher 
Eigenſchaft zur 13. Diviſion verſetzt. v. Kirchbach, Gen.⸗Maj. und Com: 
mandeur der 19. Inf.⸗Brigade, mit Führung der 10. Diviſion beauftragt. 
v. Tiedemann, Pberſt und Commandeur des 5. Brandenb. Inf.⸗Regts. 
Nr. 48, unter Stellung à la suite dieſes Regiments, zum Commandeur der 
19. Inf.⸗Brig. ernannt. v. Diringshofen, Oberſt⸗Lieut. vom 2. Bran⸗ 
denburgiſchen Gren.⸗Reg. Nr. 12 (Prinz Karl von Preußen), mit der Füh⸗ 
rung des 5. Brandenb. Inf.⸗Regts. Nr. 48, unter Stellung à la suite deſſ. 
beauftragt. v. Kalinowski, Hauptmann und Comp.⸗Chef vom 4. MWeitf. 
nf.s pt. Nr. 17, unter Beförderung zum Major, 
ren. He Aieder 
K tederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 47, zur Dienſtleiſtung bei 
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La auf Anſtellung im Civildienſt ausgeſchieden und zu den beurl. Offizieren 
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38, dieſem mit ſeiner bish. Unif. wie ſolche bis zum Erlaß der 


[Der General der Infanterie v. Neumann] iſt heute Nach⸗ 
mittag drei Uhr nach längerm Leiden, 79 Jahr alt, geſtorben. 


) derſeitigen Streit 


am hieſigen Hofe, Kammerherr Quaade, iſt geſtern Nachmittags 4 Uhr 
in gleicher Eigenſchaft von Kopenhagen über Hamburg hierher zurückge⸗ 
kehrt und im Hotel Royal abgeſtiegen. 

[Der öſterreichiſche Civil⸗Commiſſarius in den Elb⸗ 
herzogthümern, Herr Halbhuber,] ſoll jetzt von feinem Kaiſer 
für die ſtrenge Wahrnehmung der Rechte Oeſterreichs in 
genannten Ländern mit dem Großkreuz des Leopold⸗Ordens geſchmückt 
werden. 

[Vom Landtage.] Aus guter Quelle erfährt die „Berl. Mont. 
Ztg.“, daß die Sitzungen der beiden Häuſer des Landtags vor der 
zweiten Hälfte des Monat Juni nicht geſchloſſen werden ſollen. Die 
„Hbg. B. H.“ bemerkt: Es ſcheint, als ob die Regierung abſichtlich 
noch den Schluß der Seſſton verzögert, vielleicht in der Erwartung 
von Eventualitäten, welche die Mitwirkung des Landtages ſehr wün⸗ 
ſchenswerth machen könnten. 

[Ludmilla Affing,] welche ſeit einiger Zeit in Florenz lebt, 
gab jetzt in Zürich zwei Bände „Tagebücher“ ihres verſtorbenen Onkels 
Varnhagen von Enſe heraus. Brockhaus in Leipzig, der Ver⸗ 
leger ihrer früheren Schriften, lehnte den Verlag dieſer Tagebücher ab, 
um nicht durch manche darin enthaltene Enthüllung in Unannehmlich⸗ 
keiten zu gerathen. 

[Beſchlagnahme.] Geſtern wurde in verſchiedenen Buchhand⸗ 
lungen hier der kürzlich erſchienene ſiebente Band der Memoiren von 
Varnhagen von Enſe, herausgegeben von ſeiner Nichte Ludmilla 
Aſſing, geſucht und in Beſchlag genommen. Der ſiebente Band um⸗ 
faßt das Jahr 1850 bis Olmütz und enthält mancherlei Pikantes. 

[Das Mitbeſitzerrecht.] Einer der „B.- u. H.⸗3.“ zugehenden 
wiener Correſpondenz entnimmt dieſelbe die folgenden, das „Mitbe⸗ 
ſitzerrecht“ charakteriſtrenden Mittheilungen: 

„Dem Vernehmen nach hat das preußiſche Mitglied der oberſten 
Civilbehoͤrde in den Herzogthümern feinen Öderreihifhen Amtsgenoſſen 
von der Abſicht ſeiner Regierung, zu Zwecken der Seebeſatzung in 
Holtenau (zwiſchen Kiel und Friedrichsort, an der Mündung des ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Kanals) verſchiedene Bauten auszuführen, amtlich ver⸗ 
ſtändigt und deſſen Zuſtimmung dazu nachgeſucht. Der Gegenſtand 
iſt, wie wir weiter hören, Herrn v. Halbhuber wichtig genug erſchienen, 
um ihn nicht ſofort nach eigenem Ermeſſen zu erledigen, ſondern eine 
Entſcheidung darüber aus Wien einzuholen. Ob ihm die Ermächti⸗ 
gung, die Inangriffnahme jener Bauten zu geſtatten, bereits ertheilt 
worden, bin ich nicht im Stande, mit Sicherheit zu ſagen; es ſcheint 
aber, daß dieſelbe in jedem Falle Sorge tragen wird, daß den pro⸗ 
jectirten Arbeiten firengftend der Charakter des Proviſoriſchen gewahrt 
bleibe. 

Von der in deutſchen Blättern behaupteten Exiſtenz einer Com⸗ 
miſſion im auswärtigen Miniſterium, welche bereits beſchäftigt ſei, mit 
dem preußiſchen Geſandten Freiherrn v. Werther, die den ſchleswig⸗ 
holſteinſchen Ständen zu unterbreitenden Vorlagen feſtzuſtellen und aus⸗ 
zuarbeiten, iſt hier nichts bekannt. Vor der Hand wird man auch genug 
zu thun haben, die Stände überhaupt nur erſt zuſammenzubringen. 
Der Eifer, mit welchem man ihre Einberufung anfangs in Berlin be⸗ 
trieb, ſoll neueſtens ſehr nachgelaſſen haben.“ 

[Ueber die vielbeſprochene Auguſtenburgiſche Denk⸗ 
ſchrift,] welche der Erbprinz in Wien und Berlin hat übergeben 
laſſen, wird von einem Correſpondenten der „Köln. Zig.“ ausführlich 
analyſirt. Das Aktenſtück iſt eine den Vertretern des Erbprinzen er⸗ 
theilte Inſtruction in Form von Erklärungen über die einzelnen Ab⸗ 
ſchnitte der preußiſchen Note vom 22. Februar d. J. 

„Ueber die unter C. Bundesfeſtung, U. Territorial⸗Abtretungen, E. Nord» 
Oſtſee⸗Kanal und F. Zutritt zum Zollverein aufgeſtellten Forderungen äußert 
der Herzog ſich nur im Allgemeinen und unter Vorbehalt näherer Aufklä⸗ 
rungen über Einzelheiten vollkommen zuſtimmend. In Betreff der Forderung 
unter G. (Poſt und Telegraphen) ſpricht der Herzog ſich für Conformität des 
Verkehrsweſens, aber gegen die völlige Verſchmelzung deſſelben aus. 

„Der Schwerpunkt liege offenbar in den in Bezug auf Bündniß, Heer 
und Flotte gemachten Vorſchlägen. 

„Auf Grund eines Bündniſſes müßten allerdings ſich die militäriſchen 
Beziehungen beider Länder ſo entwickeln, daß eine einheitliche militäriſche 
Action der ſchleswig⸗holſteiniſchen und der preußiſchen Armee ohne Schwie⸗ 
rigkeiten herbeigeführt werden könnte. 8 

„Ein nach Analogie der koburgiſchen Convention zu begründendes Ver⸗ 
haͤltniß würde dem angegebenen Zwecke vollkommen genügen konnen. Eine 
Einigun ee würde auf dieſer Grundlage unſchwer zu erreichen 
ſein; nicht allein liege bei Oeſterreich der Hauptgrund des Widerſpruchs ge⸗ 
pen die preußiſchen Forderungen ohne Zweifel in den das Heerweſen betref⸗ 
enden n auch das Land werde für eine Verſchmelzung der bei⸗ 
räfte nicht zu gewinnen ſein. 

„Die Nicht⸗Exiſtenz des Begriffs einer ſchleswig⸗holſteiniſchen Armee, an 
welche ſich aus dem letzten Kriege die theuerſten Erinnerungen knüpfen, die 
Verlegung der Truppen außerhalb des Landes in Friedenszeiten und der dem 


Könige von Preußen zu leiſtende Fahneneid ſeien befon di nkte, mit 
denen das Land ſich nicht zu verſol Si — . 

„Durch Zugrundelegung des Prinzips der coburgiſchen Convention wer⸗ 
den übrigens etwaige, durch die beſonderen Verhältniſſe motivirte Abweichun⸗ 
gen nicht ausgeſchloſſen. Io 

Gegen eine Verſchmelzung der maritimen Kräfte Preußens und Schles⸗ 
wig⸗Holſteins wird nichts eingewandt und das beiderſeitige Intereſſe daran 
conſtatirt. Einzelne, gegen das unmittelbare preußiſche Aushebungsrecht und 
gegen die ſofortige Einführung der preußiſchen Marine⸗Recrutirungs⸗Geſetz⸗ 
gebung aus den ſeemänniſchen Gewohnheiten des Landes ſich ergebende 
Schwierigkeiten würden leicht zu beſeitigen ſein. 

„Der Herzog nimmt es als ſelbſtverſtändlich an, daß den Herzogthümern 
aus dem abzuſchließenden Verhältniß in Bezug auf Zollverein und Verkehrs⸗ 
weſen finanzielle Einbußen nicht erwachſen dürften, und hält eine Vermin⸗ 
derung der Kriegskoſten nach dem Maße der Preußen zukommenden Vortheile 


für in der Billigkeit vegründet. 

„Endlich wird hervorgehoben, daß die definitive Ordnung der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Angelegenheit durch die Regierungs⸗Uebernahme ſeitens des 
Herzoogs ſelbſtverſtändliche Bedingung der zu gewährenden Zugeſtändniſſe 
ſei, keiner Landesvertretung könne die Zuſtimmung zu denſelben zugemuthet 
werden, wenn damit nur das Proviſorium in eine neue Phaſe trete. 

„Etwa gewünſchte Garantien zur Sicherſtellung der preußiſchen Intereſſen 
würden ſich leicht finden laſſen, da der Herzog mit voller Aufrichtigkeit die 
zur Erledigung der Angelegenheit führende Einigung durchzuführen bereit ſei.“ 

Magdeburg, 19. Mai. Der Befiger der „Magdeburger Zei: 
tung“ hat fein Druckerei-Perſonal durch freiwilliges Gewähren des 
3⸗Silbergroſchen⸗Tarifs überraſcht. 

Poſen, 20. Mai. [Duell.] Der „Dziennik pozn.“ enthalt 
folgendes ihm zur Veröffentlichung zugegangenes (ſchon kurz erwähntes) 
Inſerat: „Die Ehrenſache zwiſchen Alexander Guttry und Johann 
Kurzyna iſt am 10. Mai durch ein Duell erledigt worden, in 
welchem Kurzyna in der rechten Seite ſchwer verwundet wurde. Das 
Duell fand in der Schweiz, in Neuhauſen bei Schaffhauſen, ſtatt. 
Guttry hat ſich ſeit einiger Zeit von den öffentlichen Angelegenheiten 
gänzlich in's Privatleben zurückgezogen.“ Das in dieſem Inſerat er⸗ 
wähnte Duell, das auch von der „Ojzezyzna“ beſtätigt wird, iſt das 
zweite, das innerhalb der letzten vier Wochen zwiſchen Guttry und 
Kurzyna auf ſchweizeriſchem Boden ſtattgefunden hat. In dem erſten 
wurde Guttry verwundet, aber nicht ſo ſchwer, wie die erſten Nach⸗ 
richten lauteten. Die Fortſetzung des Duells wurde bis zur Wieder⸗ 
berftellung Guttry's verſchoben. (Voſ. 3.) 

Dem „Dziennik pozn.“ zufolge find die Koſten des Polen⸗Pro⸗ 
zeſſes noch nicht berechnet. Doch gebe für die Hoͤhe derſelben die 
Thatſache einen Maßſtab, daß das Gericht auf das Gut eines Verur⸗ 


3 
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theilten nach Aufhebung der Sequeſtratlon zur Sicherſtellung der auf 
denſelben fallenden Prozeßkoſten die Summe von 1000 Thlrn. hypo⸗ 
thekariſch habe eintragen laſſen. 
nowraclaw, 17. Mai, [Die polizeilichen Nachforſchungen), 
die in Bromberg und Umgegend noch immer fortgeſetzt werden, ſind auch 
auf den hieſigen Kreis ausgedehnt worden. Veranlaſſung dazu haben wahr⸗ 
ſcheinlich in Bromberg gemachte Ermittelungen gegeben. Am 6. d. traf auf 
dem der fa v. Koscielska gebörigen Gute Szarlei der dem Regierungs⸗ 
Rath Raffel beigegebene Polizei⸗Commiſſarius Cruſius in Aſſiſtenz dreier 
Gendarmen ein. Er ließ ſich die 
Koscielska ſich aufhaltenden Fräulein O. G. vorlegen, und nachdem er die⸗ 
ſelbe einer genauen Durchſicht unterworfen hatte, nahm er mehrere Briefe in 
Beſchlag. Einige Tage ſpäter, am 8., wiederholte Herr Cruſius ſeinen Be⸗ 
ſuch in noch zahlreicherer Begleitung, und zwar des Ober⸗ Staatsanwalts 
aus Bromberg, des Kreisger.⸗Raths Richardi aus Inowraclaw und deſſen 
Protocollführers, mehrerer Gendarmen und fogar einer militäriſchen Escorte. 
— Es wurde diesmal eine umfaſſendere Reviſion abgehalten. Nicht blos die 
Correſpondenzen und andere Papiere, unter denen ſich auch wieder die des 
äulein O. G. befanden, wurden durchgeſehen, ſondern auch ſämmtliche 
okalitäten durchſucht. Wie es ſchien, war es hierbei hauptſächlich auf Emi⸗ 
granten und Waffen abgeſehen, doch wurde nichts Verdächtiges gefunden. — 
Man zerbricht ſich im polniſchen Pubillum mit Recht den Kopf über die 
vielen polizeilichen Reviſionen, die ſchon ſeit einigen Wochen längs der ganzen 
polniſchen Grenze von hier bis Löbau abgehalten werden, und weiß ſich den 
Grund derſelben um ſo weniger zu erklären, als die Luſt zu revolutionären 
Agitationen in allen Schichten der polniſchen Bevölkerung in der That gänz⸗ 
lich geſchwunden ift und alle ſich nach Ruhe und Frieden ſehnen. (Br. 3.) 
Deut ſchlan d. 

Augsburg, 16. Mai. [Zur Arbeitseinſtellung.] Geſtern 
ſtellten die hieſigen Schneidergeſellen, zum Zwecke, um hoͤhern Lohn zu 
erzielen, ihre Arbeiten ein. Dieſelben wurden ſämmtlich, etwa achtzig 
an der Zahl, heute vom Stadtgericht wegen „Blaumontagmacheu“ zu 
je 18 Stunden Arreſt verurtheilt. Eine Einigung mit den Meiſtern 
iſt noch nicht erfolgt. Wie wir hören, drohen die Schuhmachergeſellen 
nun auch mit Arbeitdeinftellung. 

Wiesbaden, 16. Mai. [Menſchenhandel.] Im vorigen 
Herbſt brachte die „Gartenlaube“ eine Schilderung jenes in Naſſau 
und Heſſen betriebenen Menſchenbandels, durch welchen gewiſſenloſe 
Unternehmer Minderjährige und Kinder nach London, Petersburg, Ka⸗ 
lifornien ꝛc. führen, um ſie dort als Bettelmufifanten, Fliegenwedel⸗ 
Händler, Tanzmamſells und zu Schlimmerem zu verwenden. Hier⸗ 
gegen erließ die hieſige Polizeidirection eine Berichtigung, zu deren 
Aufnahme die „Gartenlaube“ unter Androhung ſofortigen Verbots ge⸗ 
zwungen wurde. Die Polizei behauptete, jener Menſchenhandel habe 
aufgehört und gehöre einer feit Jahrzehnten hinter uns liegenden Ver⸗ 
gangenheit an. Nun publicirt aber die neueſte „Gartenlaube“ den 
Bericht eines Herrn Theodor Kirchhoff in Dalles im Staate Oregon, 
wonach auch heute noch ganze Schiffsladungen junger Mädchen nach 
Kalifornien, Oregon und Nevada importirt werden, um dort bei den 
Orgien der Goldſucher als „Tanzmamſells“ oder „Hurdy⸗Gurdy's“ 
zu dienen, die meiſten derſelben ſeien aus Naſſau „from the Rhine“ 
durch Menſchenhändler aufgekauft. Man iſt begierig, zu erfahren, was 
unſere Polizeidirection zu dieſen Angaben ſagen wird. (K. K.) 

Leipzig, 19. Mal. (Zum Buchdruckerſtrike.] Der Rath 
iſt, wie die „Leipz. Abendp.“ Hört, in der Buchdrucker⸗Angelegenheit 
gegen die Mitglieder der Tarif⸗Commiſſton auf Grund von § 73 des 
Gewerbegeſetz eingeſchritten und hat dieſelben wegen Anwendung mora⸗ 
liſcher Zwangsmittel gegen ihre Genoſſen einen Jeden zu 14 Tagen 


Correſpondenz eines bei der Frau von 


Gefängniß verurtheilt. Die Verurtheilten haben gegen das Erkenntniß 


Recurs eingewendet. Dem Vernehmen nach iſt außerdem auch ein 
nicht zur Commiſſton gehörender Gehilfe, weil er einen Collegen durch 
hoͤhnende Worte und Drohungen von dem Entſchluſſe, in Arbeit zu 
treten, wieder abgebracht habe, zu 14tägiger Gefängnißſtraſe verurtheilt 
worden. Die Verurtheilung ftägt ſich darauf, daß fie (die Tarif⸗Com⸗ 
miſſton) von denjenigen Gehilfen, welche nach längerer Arbeitseinftellung 
zur Arbeit zurückgekehrt waren, die Rückzahlung der empfangenen 
Geldunterſtützungen gefordert hatte, wofür der ſchriftliche Beweis vor⸗ 
lag. Der Rath hat darin eine nach dem Gewerbegeſetze verbotene 
„Noͤtbigung“ erblickt. 

Hamburg, 19. Mai. [Die Reife des Herzogs Chriftian 
von Auguſtenburg] nach dem im Sundewitt gelegenen, unlängft 
für herzogliche Rechnung angekauften Luſtſchloſſe Gravenſtein ift auf 
unbeſtimmte Zeit verſchoben worden. 

Oeſterrei ch. 

Wien, 20. Mai. [Mittelſtaatliches.] Dem biefigen Kabi⸗ 
net iſt eine formelle Anzeige in dem Sinne zugegangen, daß von den 
Mittelſtaaten ein unmittelbar nach dem Pfingfifeft bei der Bundesver⸗ 
ſammlung zu ſtellender Antrag auf unverzügliche Zulaſſung eines hol⸗ 
ſteiniſch⸗lauenburgiſchen Bundestags⸗Geſandten werde eingebracht werden 
und iſt dieſem Antrage die Majorität ſchon jetzt geſichert. (B. B. 3.) 

Rußland. 

O Warſchau, 20. Mai. [Die Ankunft Miliutin's.] 
Als eine Nachricht von großer Wichtigkeit dürfen Sie die Ankunft 
Miliutin's hier anſehen. Der Reorganiſator des Königreichs Polen iſt 
vorgeſtern unerwartet hier angelangt, und geſtern ſchon mußten ſich die 
Oberdirectoren und andere hoͤchſten Beamten ihm präfentiren. Schon 
dieſer Umſtand allein dürfte darauf hinweiſen, daß Miliutin für län⸗ 
gere Zeit, und um der Regierung des Landes vorzuſtehen, hergekom⸗ 
men it. — Morgen reift General Berg nach Petersburg ab. 

Von der polniſchen Grenze, 18. Mal. [Unter: 
ſtützungs⸗Liſte.] Der „Dziennik Warszawski“ hat fetzt die Liſte 
derjenigen Familien der wegen ibrer Anhänglichkeit an die ruſſiſche Re⸗ 
gierung von Inſurgenten und Hängegendarmen während des Aufſtan⸗ 
des im Königreich Polen ermordeten Perſonen, denen wegen ihrer grö⸗ 
ßeren Bedürftigkeit eine laufende jährliche Unterſtützung im Betrage von 
50 bis 200 SR. aus Staatsfonds bewilligt worden iſt, vollſtändig 
veröffentlicht. Die Zahl dieſer unglücklichen Familien, unter denen fi 
verhaͤltnißmäßig viele Deutſche befinden, beträgt 358. Davon kommen, 
um die von mir bereits mitgetheilten nochmals zu wiederholen, 1. auf 
die Stadt Warſchau 2; 2. auf den Bezirk Warſchau 29; 3. auf den 
Bezirk Kaliſch 83; 4. auf den Bezirk Radom 41; 5. auf den Bezirk 
Lublin 22; 6. auf den Bezirk Siedlee 39; 7. auf den Bezirk Plock 
100; 8. auf den Bezirk Wloclawek 26; 9. auf den Bezirk Auguſtowa 16. 
Außer den genannten Familien find auch denjenigen unterſtützungsbe⸗ 
dürftigen Perſonen lebenslängliche jährliche Unterftügungen aus Staats⸗ 
fonds bewilligt worden, welche in Folge gegen fie von Haͤngegendarmen 
oder Inſurgenten verübten Attentate körperlich verſtümmelt und arbeits⸗ 
unfähig geworden find. Die Veröfientlihung der Lifte derſelben hat 
der „Dziennik Warszawski“ bereits begonnen. (Oſtſ. .) 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 22. Mai. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Schweidni 
Straße Nr. 42 ein Paar Henlleder und ein . — 4 dir Ta. 


ler Inhalt. 

uthmaßlich geſtohlen wurde ein am 18ten d. Mts., Morgens, im 
treide ei nem Ader ſtade hinter dem Volksgarten ng edle 
barer Wagentaften, derſelbe war erbrochen und wurden in demſelben eine 
Anzahl kleine Schachteln mit Wichſe etiquettirt „C. F. W. Jakob, Breslau“ 


vorgefunden. 
Poeltzelich mit Beſchlag belegt: ein Padet fortirte Schwelneborſten. 


— — —¼. 
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Verloren wurden: ein 
ein grauer niedriger Filzhut. 8 
[Mortalität. der verfloſſenen Woche ſind excl. 10 todtgeborner 
nder, 50 männliche und 72 weibliche, zuſammen 128 Perſonen als hierorts 
eſtorben polizeilich gemeldet worden. Hiervon ſtarben im allgemeinen 
Ranken; oſpital 15, im Kloſter der barmherzigen Brüder 3, im Kloſtet 
der Eliſabetinerinnen 5, in der Diatoniffinnen Anftalt Bethanien — und 
in der Gefangenen⸗Kranken⸗Anſtalt 2 Perſonen. 
Angekommen: Se. Excellenz v. Szelking, General, aus Warſchau. 
Frhr. v. Schele, Hofjägermeiſter Seiner Majeſtät des ge 15 = 11 
A (Anz.⸗ u. Fr.⸗Bl. 
[Dreifacher Schlachten⸗Erinnerungstag.] Es iſt, jo viel wir 
b wiſſen, anderweit noch nicht darauf hingewieſen worden, wie dies in dem 
i binnen Kurzem auszugebenden Maihefte der „Provinzialblätter“ ges 
ſchieht, daß der 18. Juni, welchen wir dies Jahr als den 50. Gedenktag der 
Schlacht von La Belle Alliance (Waterloo, Mont St. Jean) zu 
5 feiern baben werden, auch das Datum ift, an dem ungefähr ein halbes und 
1 anderthalb Jahrhunderte früher zwei Schlachten geſchlagen wurden, die eben⸗ 
5 falls von großem Gewicht waren in der Geſchichte Preußens: die von Colin 
1 1757, die von Ferbellin 1675; jene mit dem der Niederlage folgenden 
BER Aufſchwunge gleichſam ein Vorbild und Vorzeichen der vor 50 Jabren neu 
ö bewährten Widerſtandskraft Preuxens; dieſe entſcheidend für die Machtſtel⸗ 
6 Iung des großen Kurfürſten, und zugleich ein Factum der unmittelbaren 
. Volksbethelligung an dem vaterländiſchen Kampfe darbietend in den mäͤrki⸗ 
5 ſchen Bauern, die mit dem Motto drauf gingen: 
„Wir find Bauern von geringem Gut 
U dienen dem Churfürſt mit unſrem Blut.“ 


15 ö 21. Mai. [Nichtbeſtätigung. — Warm brunn.] 
8 Die Wahl des königl. Rechtsanwalts und Notars Hrn. Aſchenborn als 
Riaathsherrn bei hieſiger Communal⸗Verwaltung ift von der ig Regierung 
; zu — — nicht beſtätigt worden. Gründe, welche ſeiner Beſtätigung ent⸗ 
egen ſind, ſollen dem Magiſtrat nicht angeführt worden ſein. — Warm⸗ 
runn zählt bereits 33 Kurgaäſte, meiſt vom Militär; nach den Wohnungs⸗ 

f — zu urtheilen, wird der Beſuch des Badeorts dieſes Jahr ſehr 


800 © RNybnik, 20. Mai. [Kindermord.] Der Gärtner C 
FBſtrzons na, biefigen Kreiſes, Vater von 6 Kindern, hat am 17. 
orgens — derſelbn, eine Tochter und einen Sohn im Alter von reſp. 12 
+ und 7 Jahren, als fie noch im Bette lagen, mit einer kleinen Axt erſchlagen. 
in S. den ausführlichen Bericht in Nr. 234 der Bresl. Z.) Den übrigen vier 
Kindern, gegen welche Chroszez dieſelbe mörderiſche Abſicht begte und die er 
mehr oder weniger verwundet hat, find ihrem nahen Tode nur durch die Flucht ent ⸗ 
gangen; doch wird möglicherweile das jüngſte Kind, ein Knabe von 3% Jah⸗ 
ren, den erhaltenen Wunden auch noch unterliegen. Dabei iſt der Mörder, 
5 welcher ſich bereits im Gewahrſam befindet, ruhig und ohne bemerkliches 
2 Reuegefühl; derſelbe ſoll ſogar ausgeſagt haben, daß er ſchon den Tag vor⸗ 
5 her mit feinem verbrecheriſchen Plane umgegangen ſei, angeblich, weil er die 
2 Kinder von der Verachtung befreien wollte, mit welcher dieſelben von den 
[ Leuten nach feinem Wahne behandelt worden ſeien. 


Be. Meteorologiſche Beobachtungen. 


hroscz zu 
17. d. M 


. Der Barometerſtand a 1 Luft-] Wind⸗ 

* in Parifer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ richtung und Wetter. 
1 tur der Luft nach Reaumur. | rometer, | ratur, Stärke, 

0 Breslau, 20. Mailou.b.| 386,42 157 8. 1. | Seite 
271. Mai 6 U. Neg.] 336.26 |+130| SD. 1. Heiter. 
5 2 U. Nachm. | 335,87 21,8] SO. 2. Heiter 
25 0 10 U. Abds.] 334,98 120 DO. 0. Heiter. 
N ö 22. Mai 6 U. Mrg.] 335,21 [13,0 SO. 1. Heiter. 


Breslau, 22 Mai. [Waſſerſtan d.] O.⸗P. 16 F. 3 8. U.⸗P. 2 F. 8 g. 
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b Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Paris, 22. Mai. Der „Abendmoniteur“ veröffentlicht 
die letzten Nachrichten aus Amerika und ſagt: „Die beunru⸗ 
higenden Nachrichten über durch Gerüchte von mexicaniſchen Ne: 
bellenagenten hervorgerufene Manöver in den Nordſtaaten 
werden zweifellos durch die Intervention unſeres waſhingtoner 
Geſandten gehoben werden.“ Die „Patrie“ glaubt zu wiſſen, 
8 die franzöſiſche Regierung werde die energiſcheſten Maßregeln 
5 gegen die nordſtaatlichen Freiwilligen, die nach Mexico gehen, 
nehmen. Frankreich werde nicht dulden, daß Abenteurer 
5 ein unter franzöſiſchem Schutze ſtehendes Land angreifen. 
. — Der Stations⸗Commandant der amerikaniſchen Weſtküſte, 
165 der nach Rückkunft des Kaiſers abgeht, wird Inſtructionen 
empfangen, um nach dem Völker⸗Seerecht Unternehmungen 
aufzuhalten, welche die Nachfolger Lopez und Walkers her⸗ 
beilocken. 

Der Kaiſer iſt bei vollkommener Geſundheit und kündigte 
5 ſeine Rückkehr nach Toulon mit Ende des Monats an. 

V (Wolff's T. B.) 

Turin, 22. Mai. Die öffentliche Zeichnung der neuen An: 
leihe hat 86 Millionen in Italien erreicht, wovon in Turin 
45 Millionen gezeichnet wurden. (Wolff's T. B.) 

London, 21. Mai. Nach weiteren Nachrichten aus New⸗Nork 
2 vom 11. d. M. hatte der Präfident Andrew Johnſon eine Proclama⸗ 
De tion erlaſſen, nach welcher er den Kriegsſchiffen fremder Nationen, die 
* nach wie vor den ſüdſtaatlichen Kreuzern Gaſtfreundſchaft bewilligen, 
die Aufnahme in den Unionshäfen fortan verweigern wird. — Der 
Prozeß gegen die der Theilnahme an der Ermordung des Präſidenten 
Lincoln angeklagten Individuen wird bei verſchloſſenen Thüren ver⸗ 
handelt werden. 

Die Bewohner von Houston (Texas) hatten eine Reſolution, den 
Krieg fortzuſetzen, angenommen. Allenthalben in den Verein. Staaten 
85 waren weitere Emigrationsbureaus für Land⸗ und Seeſoldaten, welche 
ſich nach Mexico begeben wollen, eröffnet worden. 

Brüſſel, 20. Mai. Der König von Preußen hat den in Aachen 
zur Begrüßung erſchienenen Vertretern des Königs der Belgier, dem 
General⸗Lieutenaut Fleury Duray, den rothen Adlerorden erſter und 
dem Gouverneur der Provinz Lüttich, de Lueſemans, den rothen Adler⸗ 
ordens zweiter Klaſſe verliehen. 

Haag, 20. Mai. Der König von Preußen hat den zu den 
Feierlichkeiten in der Rheinprovinz entſandten königl. niederländiſchen 
Bevollmächtigten folgende Decorationen verliehen: Dem Gouverneur 
von Limburg, Vanderdoes, den Kronenorden erſter Klaſſe in Diaman⸗ 
ten, dem General Knoop die zweite Klaſſe deſſelben Ordens mit dem 
Stern, dem Greffier des états Lebens, ſowie dem Adjutanten Deman 
den Kronenorden dritter Klaſſe. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 20. Mai, Nachm. 3 Uhr. Niedrige Conſolsnotirungeu und ver⸗ 
ſchiedene Gerüchte in Betreff Amerika's beunruhigten die Spekulanten. Es 
war Alles ſehr angeboten und nur am Schluſſe war es ein men feſter. 
Die Rente eröffnete zu 67, 30, hob ſich auf 67, 35, fiel auf 67, 02% und 
ſtieg auf Notiz. Conſols von Mittags ! Uhr waren 89% gemeldet. Schluß⸗ 
Courſe: 3proz. Rente 67, 15. 
40%, Iproz. 8 anier — 
Mobilier-Attien 
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1 15 „Afrika“ hat bis zum 11. d. reichende Nachrichten 
een, — Wechſel⸗Cours auf London 145, Gold⸗ 

„Baumwolle 53. 2 

Schluß berubigter. Schluß⸗Courſe: 

88 Bank⸗Aktien 802. Nordbahn 

„ Credit⸗Aktien 183 30, Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗ 
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Geſindedienſtbuch, lautend auf Auguste Erfurt 


„Roheiſen, ſtatt. 


n 


N ; 41 | 
7 ! Ge 
Trieſt, 21. April, Nachm. Der 
landpoſt heute Mittag aus Alexandrien hier eingetroffen. 
Frankfurt a. M., 20. Mai, 
ruhigende Gerüchte machten flau. Schluß ⸗Courſe: 


fällige Aoyddampfer iſt mit der Ueber⸗ an der 


1 
Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Beun⸗ df 0 
Wiener Wechſel 108.| Das Ge 


utigen Börſe Nutzen u ziehen, in die Lage kamen. Einen ſolchen 
ite oder ae = Feen, ſcheint faſt die alleinige Abſicht der 
iſchen Meldungen und des damit hervorzurufenden Schreckens geweſen. 
ſchäft war lebhaft, wobei wohl die beſſeren Anfangscourſe des Tages, 


Erfo 


Finnländiſche Anleihe 86 B. Neue 4 ½ proz. Finnländiſche Pfandbriefe] nicht aber die höheren von geſtern wieder erreicht wurden. Eiſenbahnen, An: 


84% B. 6proz Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1832 68. 


Antb. 867 B. Oeſterr. Credit⸗Aktien 197. Darmſt. Bank⸗Aktien 229. Oeſterr.⸗J Verkehr) erfuhren dann Preisabſchläge, die ſelten bis ein Procent betrugen, 


Pendo Staats » Eifendahn —. 
eſtbahn 79 B. Rhein⸗Nabebahn —. 
Ludwigsb. 129% Darmſt. Zettel⸗Bank 254. 1854er Looſe —. 
85%. 1864er Looſe 95% B. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68. 

4 proz. Metall. 57 B. 

Hamburg, 20. Mai, Nachm. 2% Uhr. 
verurſachte anfangs eine Panik; die Börſe wurde feſter, als das 
durch keine weitere Nachricht beſtätigt wurde. Valuten ruhig. 
und warm. Schluß⸗Courſe: 
33%. Oeſterr. 1860er Looſe 84: Vereinsbank 106%. Norddeutſche Bank 


116%. Rheiniſche 114%. Nordbahn 74%, Finnl. Anl. 84. Iproc. Ver. 
Staaten⸗Anl. pr. 1862 62%. Diskonto 2%. a 
Hamburg, 20. Mai. [(Getreidemarkt,] Weizen loco ruhig. Mais 


Juni 5400 Pfd. netto 96 Bancothaler Br., 95% Gld., pr. Sept.⸗Okt. 01 Br. 
103 Gld, ohne Abgeber. Roggen loco ſehr feſt. Frühjahr 5100 Pfd. brutto 
87 Br., 86 Go., geſucht. Pr. Sept.⸗Okt. 73 Br., 7244 Gd., begehrt Danzig 
pr. Sept. 64 bez., 
Zink ruhiger. £ 

Liverpool, 20, Mai, Nachm. 1 Uber. [Baumwolle.] _15,000 Ballen 
Umſatz. Amerikaniſche 15, fair Dhollerah 10%, middling fair Dhollerah 9%, 
middling Dhollerab 8, Bengal 64 Domra 11, Bernam.14%, China 8%. 

2 Uhr. 20,000 B. Umſatz. Der Markt war lebhaft, die Preiſe ſteigend. 


Berlin, 20. Mai. (Wochenbericht über Eiſen, Kohlen und 
Metalle von J. Mamroth.] Das Geſchäft in Metallen blieb in vergan⸗ 
gener Woche recht lebhaft und fanden bedeutende Umſätze, namentlich von 
Die bis jetzt herangekommenen Abladungen von ſchottiſchem 
Roheiſen find ſämmtlich zur Deckung früherer Verſchlüſſe verwandt und 
finden einzelne disponible Poſten ſchlank Nehmer. — Die Preiſe des glas: 
gower Marktes ſind ſeit voriger Woche für Mixed Numbers Warrants ca. 
I Sh. gewichen; Verſchiffungsmarken ur verändert geblieben. — Schottiſches 
Robeiſen Nr. I. mit 49—49½ Sgr. pr. Ctr. loco bier bezahlt. Engliſches 
Roheiſen I. auf 45 Sgr. pr. Etnr. gehalten. — Schleſiſches Holzkohlen⸗Rob⸗ 
eifen 53—54 Sgr. pr. Ctr. frei hier, Coaks⸗Roheiſen 51 Sgr. loco. — Alte 
Eiſenbahnſchienen zerſchlagen 57 Sgr., zu Bauzwecken 2% —3 Thlr. pr. 
Centner. — Für Stabeiſen bleibt rege Frage und Aufträge geben den 
Walzwerken reichlich dre Preiſe feſt, geſchmiedetes 4 —4½ Thlr., gewalztes 
3%4—4% Thlr. pr. Etr. — Zink ſehr animirt. Bedeutende Poſten wurden 
auf Lieferung zum Export verkauft und bleibt Frage dafür anhaltend. No⸗ 
tirung 6% Thlr. Caſſe pr. Centner ab Breslau bei Poſten von mindeſtens 
500 Etnr. Hier wurde 7% Thlr. pr. Ctur. gezahlt. — Die Zufuhren von 
Kupfer ſeewärts beſtehen größtentheils aus kleinen Poſten, die ſchnell in 
den Conſum übergehen. Ruſſiſches Kupfer fehlt gänzlich und wird durch 
feinere Sorten ſchwediſches erſetzt. Notirungen: ſchwediſches 32—35 Thlr., 
amerikaniſches 32 —34 Thlr., I ar 33 Thlr. pr. Ctr. — Zinn gefragt. 
Notirungen: Bancas 36 Thlr., Lammzinn 35 Thlr. pr. Cine. — Für Blei 
iſt in Folge größeren Exports und einiger Submiſſionen größere Nachfrage 
und Preiſe feſt. Preiſe unverändert. — Kohlen: Engliſche werden wegen 
hoher Bahnfrachten wenig zugeführt; ſchwimmende Ladungen befinden ſich 
ſämmtlich in feſten Händen. Notirungen: Stückkohlen 21—23 Thlr., Nuß⸗ 
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und Wien und von dort nach hier privatim Gerüchte lelegraphirt, nach wel⸗ 
chen ein Attentat auf Napoleon ſtattgefunden haben ſollte, das den Tod oder 
die Verwundung des Kaifers zur Folge gehabt hätte. Spätere Depeſchen 
ſprechen davon, daß jede Beſtätigung der Gerüchte fehle. Die Börfe befand 
ſich zu Folge dieſer Nachrichten in ſtederhafter Aufregung, die Courſe wur⸗ 
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Aus London via Brüffel wurden nach Frankfurt Sommertheater im 


den um Procente geworfen bis ſich eine ruhigere Stimmung wieder Bahn feſtes einzuſehen bei Gebrüder Keil, Ni 


brach. Den vielfachen Ausbietungen der See namentlich 
der öſterr Bahnen u. Credit⸗Actien, fo wie der amerik. Anleihe gegenüber, 


fehlte es nicht an Käufern, die von den ſtärkeren Pieisherabſetzungen noch 


Ein beunruhigendes Gerücht] jedem Preisdruck; nur 4% Anl. büßten % ein, während 
Gerücht 5% im Geldcourſe X anzog. Die Anfangscourſe aus 
Wetter ſchön | 182, 
ational⸗Anl. 69%. Oeſterr. Grevit-Attien | Franzoſen 188. 50, London 109. 50, Tendenz: „feſter“. 


Del Mai 28%, Okt. 28%, ruhig. Kaffee ſehr ruhig. . 29 


Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 121 Böhmiſche] noch weniger affizirt zeigte ſich der Coursſtand der Bank⸗ und Creditactien, von 
Ludwigshafen⸗Bexbach 150 B. Heſſ.] denen faft überall nur kleine Summen in den Verkehr kamen; am Schlu 
1860er Zope | der Börſe wurden Genfer unter Notiz ausgeboten. 
Sproz. Metall. 64. bezahlten die Ueberrumpelung der Börſe nur mit kleinen Courseinbußen und 


Fremde Staatspapiere 
preußiſche Fonds bewahrte die in ihnen vorhandene Geſchäftsſtille faſt vor 
ram.⸗Anl. und 
ien lauten: Credit 
alizier 213. 50, Lombarden 226, 
(B.- u. 9.3.) 


Weizen ioco 45. 60 Tl. nach Qualttat. 
Roggen eo 38 —39 Thl. gefordert, pro Mai, Frühjahr 38 7 — . Thl. 
bez., Mat⸗Juni 38% - Tbl. bez. und Br., % Thl. Gld., Juni⸗Jult 39% 

334 —38% Thl. bez. und Br., Tbl. Gid., Juli⸗Aug. 40%4—39% Thl. 


90, 1860r Looſe 92,90, 1864 r 88, 
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4 925 zo 41%—40% bez., Tbl. Sept.⸗Okt. 42 - 41% Thl. bez. und 
r., 


hl. Gld., Okt.⸗Nov. 42, —41 , Thl. bez. — Gere, große und 
36 Tbl. pr. 1750 Pfd. Hafer loco 25—28 Tbl., ſchleſiſcher 
54 — 267 Thl., feiner desgl. 27% Thl., Lieferung pr Frühjahr ohne Han⸗ 
del, Mai⸗Juni 25% Thl. bez., Juni⸗Juli 25% Tbl. nom., Juli⸗Aug. 25 
Thl. bez., Sept.⸗Okt. 24 — , Thl. bez. — Erbſen, Kochwaare 52—5 
Tbl., Futterwaare 48-52 Thl. Rübdl loco 13% Tbl. Br., Mai und 
Mai⸗ Juni 13% —% . bez. und Gld., % Thl. Br., Juni⸗Juli 18 ½— 
Thl. bez., Juln⸗Aug. 13 ¼ —½ Thl. bez., Sept.⸗Okt. 13½— / — 4 — 
Thlr. bez. Leindl to: 12% Tol Spirit loc obne des 


bi. Juni⸗Juli 14 % — J Thl. bez., 
. Tbl. Br., % Tbl. Gld., Juli⸗Aug. A ze K und Gld., 
Sept. 14% 1 7 Thl Sept.⸗Ott. 14% —15 % 


bez., 
kt.⸗Nov. 14 — .. — 1 Thl. Sb. 


Heiner 
ür tille des Geſchäfts das Reſultat 
aufs⸗ und Verkaufsunluſt, fie ging mit nfangs etwas 
feſt erſcheinender, fpäter matter werdenden Haltung Hand in Hand und 
konnte man von keiner Seite eine 8 zur Bewegung bemerken. In 
den Preiſen ſelbſt war zu Anfang wenig Unterſchied gegen geſtern, nur ge⸗ 
gen den Schluß mußten durch recht plötzlich bereingebrochene Flaue auf Ver⸗ 
kauf Angewieſene ½ Thl. billiger abgeben. Die angemeldeten 3000 Ctnr. 
gingen in die Hände der Kündiger zurück. — Der Markt wurde ganz zum 
Schluß noch ſehr flau. — Hafer loco gedrückt, Termine ohne weſentliche 
Aenderung. Gel. 600 Ctnr. 

Rüböl drückte ſich nach vorübergehender Feſtigkeit, welche höheren aus⸗ 
wärtigen Berichten und mebrſeitiger Frage die Entſtehung zu verdanken 
hatte, etwas im Werthe, trotzdem blieb zu dem etwas ermäßigten Courſe 
Kaufluſt überwiegend. Gek. 2800 Ctur. Spiritus feſt und Preiſe in Folge 
größerer Kaufluſt für Locowaare, beſonders für nähere Termine, böber. 
Das Geſchäft war belebt und Abgeber zurückhaltend. Der Schluß wurde 
recht matt und etwas billiger. 


Preiſe der vier Haupt⸗Getreidearten und der Kartoffeln 
in den bebeutendften Marktſtädten der 8 Schleſien im Monat April 
1865, nach einem monatlichen Durchſchnitte in Silbergroſchen und Pfennigen 
und Scheffeln angegeben. 
Kar⸗ 


— — ⁊ ẽ . ũ— n— —— ͤ ö — 
Namen der Städte. | Weizen. | Roggen. Gerſte. | Hafer. | toffeln, 
—d — —— — — ä—ͤ—— 2½:4 ' 


arten 

„Schulze.“ iginal⸗ i 
enges. Muſik 1 1 gut mit Geſang 
der Vorſtellung 6 Ubr. 


Montag, den 22. Mai. 
und Tanz in 3 Akten von 
des Concerts 4 Uhr. Anfang 


3% 4 kr 
a 
ftellung Fortſetzung des Concerts. 


Morgen ift die Gewinnliſte der Verloofung des Neumarkter Thierſchau 
a wlaſtaß⸗ 2. [6252] 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. S. N 


und Comp. (W. Friedrich) iu Breslau. 


Defterreih. Bank: fangs leblos (nur einzelne weſtliche Bahnen und Anhalter kamen in größeren 


